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1. Lastannahmen und Bemessung 
 
1.00-a * Allgemeine Einleitung 
Hinsichtlich der im Folgenden geforderten 
Prüfung von Detailunterlagen durch Zivil-
techniker wird auf den Erlass des BMö-
WuV vom 17. 6. 1994, Zl. 239051/3-II/3-
1994, verwiesen. 
Der Erteilung der eisenbahnrechtlichen 
Baugenehmigung für die **** stehen im 
Übrigen keine Bedenken entgegen, wenn 
die Konstruktion und Baudurchführung - 
soferne nicht im Bauentwurf Abweichun-
gen enthalten oder in diesem Gutachten 
Änderungen angeführt sind - gemäß den 
Bestimmungen der Bedingnisse für den 
Bau und Betrieb von Seilförderanlagen zur 
Personenbeförderung (Seilbahnbedingnis-
se II. Teil/Einseilbahnen, SBB/E 1957) und 
der Bedingnisse betreffend die Herstellung 
und Verwendung von Stahldrahtseilen für 
Seilförderanlagen mit Personenbeförde-
rung (Drahtseilbedingnisse DSB 1973, 
3. Auflage) erfolgt und außerdem nachste-
hende Auflagen eingehalten werden: 
 
1.00-b * Allgemeine Einleitung bei Zug-
sicherheit im Förderseil kleiner 5,0 
Die kleinste Zugsicherheit im Förderseil 
wird mit **** ausgewiesen. Da beim Zug-
sicherheitsnachweis die dynamischen 
Seilkraftanteile beim Anfahren und Brem-
sen sowie eine Erhöhung der Grund-
spannkraft um 10 % berücksichtigt wur-
den, kann der Reduzierung der Zugsi-
cherheit in diesem Ausmaß zugestimmt 
werden.  
Hinsichtlich der im Folgenden geforderten 
Prüfung von Detailunterlagen durch Zivil-
techniker wird auf den Erlass des BMö-
WuV vom 17. 6. 1994, Zl. 239051/3-II/3-
1994, verwiesen. 
Der Erteilung der eisenbahnrechtlichen 
Baugenehmigung für die **** stehen im 
Übrigen keine Bedenken entgegen, wenn 
die Konstruktion und Baudurchführung - 
soferne nicht im Bauentwurf Abweichun-
gen enthalten oder in diesem Gutachten 
Änderungen angeführt sind - gemäß den 
Bestimmungen der Bedingnisse für den 
Bau und Betrieb von Seilförderanlagen zur 
Personenbeförderung (Seilbahnbedingnis-
se II. Teil/Einseilbahnen, SBB/E 1957) und 
der Bedingnisse betreffend die Herstellung 

und Verwendung von Stahldrahtseilen für 
Seilförderanlagen mit Personenbeförde-
rung (Drahtseilbedingnisse DSB 1973, 
3. Auflage) erfolgt und außerdem nachste-
hende Auflagen eingehalten werden: 
 
1.00-c * Allgemeine Einleitung bei Zug-
sicherheit im Förderseil kleiner 5,0 und 
kein Abstellbahnhof, keine Betriebsbe-
ginn- und Abschlussfahrten 
Die kleinste Zugsicherheit im Förderseil 
wird mit *** ausgewiesen. Da beim Zugsi-
cherheitsnachweis die dynamischen Seil-
kraftanteile beim Anfahren und Bremsen 
sowie eine Erhöhung der Grundspannkraft 
um 10 % berücksichtigt wurden, kann der 
Reduzierung der Zugsicherheit in diesem 
Ausmaß zugestimmt werden. Da projekts-
gemäß die Fahrbetriebsmittel außer Be-
trieb am Förderseil bleiben müssen, sind 
Fahrten mit unbesetzter Antriebs- oder 
Gegenstation unzulässig. 
Hinsichtlich der im Folgenden geforderten 
Prüfung von Detailunterlagen durch Zivil-
techniker wird auf den Erlass des BMö-
WuV vom 17. 6. 1994, Zl. 239051/3-II/3-
1994, verwiesen. 
Der Erteilung der eisenbahnrechtlichen 
Baugenehmigung für die **** stehen im 
Übrigen keine Bedenken entgegen, wenn 
die Konstruktion und Baudurchführung - 
soferne nicht im Bauentwurf Abweichun-
gen enthalten oder in diesem Gutachten 
Änderungen angeführt sind - gemäß den 
Bestimmungen der Bedingnisse für den 
Bau und Betrieb von Seilförderanlagen zur 
Personenbeförderung (Seilbahnbedingnis-
se II. Teil/Einseilbahnen, SBB/E 1957) und 
der Bedingnisse betreffend die Herstellung 
und Verwendung von Stahldrahtseilen für 
Seilförderanlagen mit Personenbeförde-
rung (Drahtseilbedingnisse DSB 1973, 
3. Auflage) erfolgt und außerdem nachste-
hende Auflagen eingehalten werden: 
 
1.00-d * Allgemeine Einleitung bei Zug-
sicherheit im Förderseil kleiner 5,0 und 
kein Abstellbahnhof, mit Betriebsbe-
ginn- und  Abschlussfahrten 
Die kleinste Zugsicherheit im Förderseil 
wird mit *** ausgewiesen. Da beim Zug-
sicherheitsnachweis die dynamischen 
Seilkraftanteile beim Anfahren und Brem-
sen sowie eine Erhöhung der Grund-

spannkraft um 10 % berücksichtigt wur-
den, kann der Reduzierung der Zugsicher-
heit in diesem Ausmaß zugestimmt wer-
den. Da projektsgemäß die Fahrbetriebs-
mittel außer Betrieb am Förderseil verblei-
ben, sind Fahrten mit unbesetzter An-
triebs- oder Gegenstation nur bei Einhal-
tung der Richtlinie vom Februar 1996, 
Zl. 277.060/1-II/7-1996, betreffend die 
Durchführung von Fahrten vor Betriebsbe-
ginn und nach Betriebsschluss bei kuppel-
baren Sesselbahnen, deren Fahrbe-
triebsmittel auf der Strecke verbleiben, 
zulässig. 
Hinsichtlich der im Folgenden geforderten 
Prüfung von Detailunterlagen durch Zivil-
techniker wird auf den Erlass des 
BMöWuV vom 17. 6. 1994, Zl. 239051/3-
II/3-1994, verwiesen. 
Der Erteilung der eisenbahnrechtlichen 
Baugenehmigung für die **** stehen im 
Übrigen keine Bedenken entgegen, wenn 
die Konstruktion und Baudurchführung - 
soferne nicht im Bauentwurf Abweichun-
gen enthalten oder in diesem Gutachten 
Änderungen angeführt sind - gemäß den 
Bestimmungen der Bedingnisse für den 
Bau und Betrieb von Seilförderanlagen zur 
Personenbeförderung (Seilbahnbedingnis-
se II. Teil/Einseilbahnen, SBB/E 1957) und 
der Bedingnisse betreffend die Herstellung 
und Verwendung von Stahldrahtseilen für 
Seilförderanlagen mit Personenbeförde-
rung (Drahtseilbedingnisse DSB 1973, 
3. Auflage) erfolgt und außerdem nachste-
hende Auflagen eingehalten werden: 
 
1.01  Detailunterlagen 
Als Nachweis der ausreichenden Bemes-
sung bzw. zur Beurteilung der notwendi-
gen Funktionstüchtigkeit der einzelnen An-
lageteile sind folgende Unterlagen vor-
zulegen: 
a) Statische Berechnung und Ausfüh-

rungspläne für die Stationsobjekte 
einschließlich deren Gründungen, 

b) Statische Berechnungen bzw. Festig-
keitsberechnungen und Ausführungs-
pläne bzw. Konstruktionszeichnungen 
für die Streckenbauwerke samt Grün-
dungen und Ausrüstung, 

c) Festigkeitsberechnungen und Kon-
struktionszeichnungen für die mecha-
nischen und maschinellen Einrichtun-

gen der Stationen samt den dafür 
notwendigen Tragwerken, 

d) Festigkeitsberechnungen und Kon-
struktionszeichnungen für die Fahrbe-
triebsmittel und Bergeeinrichtungen. 

 Die vorgenannten Plan- und Berech-
nungsunterlagen müssen von dazu be-
fugten Ziviltechnikern ausgearbeitet oder 
geprüft sein, wobei im zweiten Fall Prüfbe-
richte vorzulegen sind. In der Ausarbei-
tung bzw. in den Prüfberichten sind die 
Grundlagen für die Detailplanung - auch 
im Hinblick auf das Zusammenwirken der 
einzelnen Anlageteile - anzuführen, wobei 
insbesondere auf den Bauentwurf (Kon-
struktion und Lastannahmen) und die 
Auflagen des Baugenehmigungsbe-
scheides Bezug zu nehmen ist. Die Prüf-
berichte haben weiters auf die nach-
stehend geforderten Nachweise über die 
Werkstoffbeschaffenheit und Bauteilerpro-
bungen einzugehen. Die Prüfberichte (ein-
fach) und die vorgenannten Unterlagen 
(zweifach und gefertigt, je Baugruppe als 
Gleichstück gekennzeichnet und mit fort-
laufenden Nummern und Inhaltsverzeich-
nis versehen) sind so zeitgerecht vor-
zulegen, dass allenfalls notwendig wer-
dende behördliche Anordnungen bei der 
Baudurchführung berücksichtigt werden 
können, spätestens jedoch zwei Monate 
vor dem angestrebten Termin für das 
Betriebsbewilligungsverfahren. 
 
1.02-a Lastannahmen, ÖNORMEN, kein 
Schnee- und Windgutachten vorliegend 
Der Bemessung der Bau- und Tragwerke 
sind die Normen ÖNORM B 4001 (Allge-
meine Berechnungsgrundlagen), ÖNORM 
B 4010 (Eigenlasten von Baustoffen und 
Bauteilen), ÖNORM B 4011 (Lagergüter), 
ÖNORM B 4012 (Nutzlasten), ÖNORM 
B 4013 (Schnee- und Eislasten), ÖNORM 
B 4014 (Windlasten) und ÖNORM B 4015 
(Erdbebenkräfte) zugrunde zu legen. Der 
Bemessung von Stationsrampen sowie 
von nicht überdachten Auf- und Abgangs-
stiegen ist eine Verkehrslast von 5 kN/m² 
zugrunde zu legen, falls nicht die anzu-
nehmende Schneelast einen höheren 
Wert ergibt. Von den Werten der 
ÖNORM B 4013 hinsichtlich der Schnee-
lasten und von den Werten der ÖNORM 
B 4014 hinsichtlich der Windlasten kann 
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bei Vorliegen eines entsprechenden Gut-
achtens abgewichen werden. 
 
1.02-b Lastannahmen, ÖNORMEN, 
Schnee- und Windgutachten vorliegend 
Der Bemessung der Bau- und Tragwerke 
sind die Normen ÖNORM B 4001 (Allge-
meine Berechnungsgrundlagen), ÖNORM 
B 4010 (Eigenlasten von Baustoffen und 
Bauteilen), ÖNORM B 4011 (Lagergüter), 
ÖNORM B 4012 (Nutzlasten), ÖNORM 
B 4013 (Schnee- und Eislasten), ÖNORM 
B 4014 (Windlasten) und ÖNORM B 4015 
(Erdbebenkräfte) zugrunde zu legen. Der 
Bemessung von Stationsrampen sowie 
von nicht überdachten Auf- und Abgangs-
stiegen ist eine Verkehrslast von 5 kN/m² 
zugrunde zu legen, falls nicht die anzu-
nehmende Schneelast einen höheren 
Wert ergibt. Von den Werten der 
ÖNORM B 4013 hinsichtlich der Schnee-
lasten und von den Werten der ÖNORM 
B 4014 hinsichtlich der Windlasten kann 
gemäß dem vorliegenden Gutachten ab-
gewichen werden. 
 
1.03 Ausführungsnormen 
Bei der Berechnung und Ausführung der 
Bau- und Tragwerke sind die Bestimmun-
gen der Normenreihen ÖNORM B 4100 
(Holzbau), ÖNORM B 4200 (Stahlbeton- 
und Betontragwerke) und ÖNORM B 4600 
(Stahlbau) einzuhalten. Wenn das Bau- 
oder Tragwerk keine aus den Seilen her-
rührenden Lasten abträgt, können alterna-
tiv zur Normenreihe ÖNORM B 4600 die 
Normenreihe ÖNORM B 4300 (Stahlbau) 
und zur Normenreihe ÖNORM B 4200 die 
Normenreihe ÖNORM B 4700 (Stahlbe-
ton- und Betontragwerke) herangezogen 
werden. Für die Berechnung und Ausfüh-
rung der Gründungen, mit Ausnahme 
jener Einzelfundamente, die Seilkräfte ab-
leiten, gelten die Bestimmungen der Nor-
menreihe ÖNORM B 4400 (Erd- und 
Grundbau). Bei der Berechnung und 
Ausführung von Bohrpfählen ist die 
ÖNORM EN 1536, von Verpressankern 
die ÖNORM EN 1537, von Schlitzwänden 
die ÖNORM EN 1538, von Spundwand-
konstruktionen die ÖNORM EN 12063 und 
von Verdrängungspfählen die ÖNORM 
EN 12699 einzuhalten. 
 

1.05 Lastannahmen - Staudruck Lastfall 
A und B 
Der Staudruck im Lastfall A (Bahn in 
Betrieb) ist mit mindestens 800 N/m² und 
im Lastfall B (Bahn außer Betrieb) mit den 
Werten gemäß ÖNORM B 4014 in Rech-
nung zu stellen. Sollte ein Windgutachten 
geringere Staudruckwerte ausweisen, so 
können diese den Berechnungen im Last-
fall B zugrunde gelegt werden. Dabei ist 
anzunehmen, dass die unbesetzten Fahr-
betriebsmittel auf der Strecke verbleiben. 
 
1.06-a Standsicherheitsnachweise bei 
Stützen mit Einzelfundamenten 
Die Sicherheit der Seilbahnstützen sowie 
jener Tragwerke in den Stationen, die Seil-
kräfte über Einzelfundamente ableiten, 
gegen Gleiten und Abheben von den 
Lagern muss für den Belastungsfall A 
mind. 1,5 und für den Belastungsfall B 
mind. 1,2 betragen. Die Sicherheit gegen 
Umstürzen ist durch den Nachweis des 
mind. 50 %igen (Lastfall A) bzw. des 
mind. 25 %igen (Lastfall B) Anteils der 
unter Druck stehenden Sohlfläche von der 
Gesamtsohlfläche des Stützenfundamen-
tes zu erbringen. Bei Rechteck-
fundamenten ist, in Anlehnung an die 
ÖNORM B 4430, die Lage der Resul-
tierenden aller angreifenden Kräfte und 
Lasten innerhalb der durch die Gleichung 
 (ex/bx)2+ (ey/by)2 = 1/9 für den Lastfall 

A bzw. 
 (ex/bx)2+ (ey/by)2 = 1/5,76 für den 

Lastfall B 
definierten Ellipse nachzuweisen. Bei allen 
Nachweisen dürfen die seitliche Wandrei-
bung und der Erdwiderstand vor dem Fun-
dament nicht herangezogen werden. Bei 
Berechnung der größten Bodenpressung 
ist eine zweiachsige Biegung zu berück-
sichtigen; die zulässige Bodenpressung 
darf nicht überschritten werden. In begrün-
deten Fällen ist weiters der Sicherheits-
nachweis gegen Gelände- bzw. Bö-
schungsbruch zu erbringen. 
 
1.06-b Standsicherheitsnachweise bei 
Stützen mit Einzelfundamenten 
Die Sicherheit der Seilbahnstützen sowie 
jener Tragwerke in den Stationen, die Seil-
kräfte über Einzelfundamente ableiten, 
gegen Gleiten und Abheben von den 

Lagern muss für den Belastungsfall A 
mind. 1,5 und für den Belastungsfall B 
mind. 1,2 betragen. Die Sicherheit gegen 
Umstürzen ist durch den Nachweis des 
mind. 50 %igen (Lastfall A) bzw. des 
mind. 25 %igen (Lastfall B) Anteils der 
unter Druck stehenden Sohlfläche von der 
Gesamtsohlfläche des Stützenfundamen-
tes zu erbringen. Bei Rechteck-
fundamenten ist, in Anlehnung an die 
ÖNORM B 4430, die Lage der Resultie-
renden aller angreifenden Kräfte und 
Lasten innerhalb der durch die Gleichung 
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für den Lastfall B 
definierten Ellipse nachzuweisen. Bei allen 
Nachweisen dürfen die seitliche Wandrei-
bung und der Erdwiderstand vor dem Fun-
dament nicht herangezogen werden. Bei 
Berechnung der größten Bodenpressung 
ist eine zweiachsige Biegung zu berück-
sichtigen; die zulässige Bodenpressung 
darf nicht überschritten werden. In begrün-
deten Fällen ist weiters der Sicherheits-
nachweis gegen Gelände- bzw. Bö-
schungsbruch zu erbringen. 
 
1.07 Lastannahmen für Rollenbatterien 
und Stützen 
Für die statische Berechnung der Rollen-
batterien und für den Formänderungs-
nachweis der Stützen genügt die Berück-
sichtigung eines Staudruckes von 
300 N/m². Die zulässige Formänderung 
(Summe aus Biegung und Verwindung) 
der Stützen beträgt quer zur Bahnachse 
1/4 des Förderseildurch-messers je Rolle 
und Fahrbahnseite. Die zulässige Form-
änderung in Bahnachse beträgt für Trag-
stützen 1/250 bzw. für Niederhaltestützen 
1/500 der Stützenhöhe (Seilhöhe), wobei 
der Einfluss des Eigengewichtes und des 
Klemmenstoßes unberücksichtigt bleiben 
kann. 
 
1.08 Lastannahmen bei Kranen 
Der Berechnung jener Tragwerke, die 
durch die Verwendung von Hand- oder 

Montagekranen belastet werden, sind die 
Lastannahmen gemäß ÖNORM B 4004 
(Krane und Kranbahnen) zugrunde zu 
legen. 
 
1.09-a Ballastgewichte für Schwerkraft-
betrieb, Lagermöglichkeit 
In der Bergstation sind für die zum ra-
schen Beladen der Fahrbetriebsmittel bei 
Ballastbetrieb benötigten Ballastgewichte 
geeignete Lagermöglichkeiten vorzuse-
hen. Sollten die Ballastgewichte auf Kon-
struktionsteilen gelagert werden, so ist 
dies bei der Bemessung dieser Konstruk-
tionsteile zu berücksichtigen. 
 
1.09-b Ballastgewichte für Bremspro-
ben, Lagermöglichkeit 
Sollten Ballastgewichte für die Bremspro-
ben mit der Seilbahn auf Bauteilen der 
Stationen gelagert werden, so ist dies bei 
der Bemessung der Bauteile zu berück-
sichtigen. 
 
1.10 * Lastannahmen für Wagenkasten, 
Gehänge, Gehängebolzen 
Für die Bemessung der Wagenkasten und 
der Gehänge einschließlich der Gehänge-
bolzen gelten folgende Lastannahmen: 
 Eigengewicht sowie Nutzlast multipli-

ziert mit dem Lastvielfachen, 
 Zugseilauflast, 
 Windlast auf Seile und Wagen (Wind 

quer zur Bahnachse, q = 800 N/m²), 
 Kräfte, hervorgerufen durch Verzöge-

rungsvorgänge (betriebliche Brem-
sung, *ggf. auch Tragseilbremsung*), 

 Torsionsmoment in der Ebene des 
Wagenfußbodens in der Größe von 
200 Nm je Person des Fassungsrau-
mes. 

Das Lastvielfache ist aus der Beziehung 
(v²/g.R) + 1 zu ermitteln, wobei 
 v....größte Fahrgeschwindigkeit erhöht 

um 20 %, 
 g....Erdbeschleunigung und 
 R....Abstand des Wagenfußbodens 

vom Gehängebolzen 
bedeuten. 
Das Lastvielfache muss mind. 2,5 betra-
gen. In allen Bauteilen ist eine mind. zwei-
fache Sicherheit gegen Bruch einzuhalten. 
Die Nutzlast ist so verteilt anzunehmen, 
dass ein Streifen von 40 cm Breite entlang 



Seilbahntechnische Auflagensammlung, Stand 30.04.2002 

Seite 3 von 17 

der Wagenwände unbelastet bleibt. Soll-
ten innerhalb des Wagens Aufhänge-
stangen vorgesehen werden, ist die Nutz-
last bis zu den Wagenwänden verteilt an-
zunehmen. 
 
1.11 Bemessung der Bodenfläche der 
Wagen 
Die nutzbare Bodenfläche der Wagen ist 
nach der Formel 0,6 + 0,18 x Anzahl der 
Fahrgäste in m² zu ermitteln. Bei der Er-
mittlung sind feste Sitze nicht einzube-
ziehen. Bei ständig begleiteten Wagen ist 
für den Wagenbegleiter zusätzlich eine 
Fläche von 0,4 m² in Rechnung zu stellen. 
 
1.12 Bemessung für Tragseilbremse 
Die Tragseilbremsen müssen nachweislich 
so bemessen sein, dass auch im Falle 
eines Zugseilrisses die Wagen sicher am 
Tragseil gebremst werden. 
 
1.13 Bemessung für Schienenzangen-
bremse 
Die Schienenzangenbremsen müssen 
nachweislich so bemessen sein, dass 
auch im Falle eines Zugseilrisses die 
Wagen sicher gebremst werden. 
 
 
 
 
1.20 Bemessung, Nachweise: hydrauli-
sche Spanneinrichtung 
Für Zylinder der hydraulischen Spann-
einrichtung gelten folgende Anforderun-
gen: 
a) Bei der Bemessung der Bauteile der 

Zylinder ist eine Bruchsicherheit von 
mind. 5,0 unter Berücksichtigung des 
größtmöglichen betrieblich auftreten-
den Druckes rechnerisch nachzuwei-
sen. 

b) Die verwendeten Werkstoffe müssen 
ein ausreichendes Formänderungs-
vermögen aufweisen (Bruchdehnung 
bei einer Längsprobe mindestens 
14 %). Über die Werkstoffqualität sind 
Abnahmeprüfzeugnisse nach 
ÖNORM EN 10204 vorzulegen.   

c) Die einwandfreie Beschaffenheit von 
Zylinderrohren ist entweder durch ei-
ne statische Innendruckprobe oder 

durch zerstörungsfreie Prüfungen 
nachzuweisen: 

 Der Prüfdruck für die Innendruckprobe 
ist entsprechend DIN 2413 zu wählen, 
wobei jedoch die rechnerische Sicher-
heit gegenüber der Streckgrenze des 
Werkstoffes mit 1,1 anzunehmen ist. 
Über die Druckprobe ist ein Abnahme-
prüfzeugnis gemäß ÖNORM 
EN 10204 vorzulegen. 

 Zerstörungsfreie Prüfungen, z.B. 
Ultraschall-Prüfungen in Verbindung 
mit Oberflächenrissprüfungen, sind im 
Verwendungszustand des Rohres 
durchzuführen. Die bei Ultraschall-
Prüfungen zulässige Fehlergröße ist 
im Hinblick auf eine dadurch eintre-
tende Schwächung der Rohrwanddi-
cke und unter Berücksichtigung der 
bruchmechanischen Gesetzmäßigkei-
ten des Werkstoffes festzulegen. Über 
die zerstörungfreien Prüfungen sind 
Prüfzeugnisse gemäß ÖNORM 
EN 10204 vorzulegen. 

d) An fertigmontierten Spannzylindern ist 
eine Dichtheitsprobe mit dem 
1,5-fachen größten Betriebsdruck 
durchzuführen.  

e) Bei der Ausbildung von Ge-
windeansätzen und Querschnitts-
absätzen ist auf möglichst geringe 
Kerbempfindlichkeit zu achten.  

f) Die Oberfläche von Kolbenstangen ist 
korrosionsbeständig (z.B. durch Hart-
verchromung) auszuführen. Be-
schädigungen an den Dichtungen der 
Kolbenstange durch Fremdkörper 
während des Betriebes sind durch 
geeignete Maßnahmen zu vermeiden. 

 
1.30 Auslegung des Hauptgetriebes, 
Verzahnungsberechnung 
Die Auslegung des Hauptgetriebes hat mit 
Rücksicht auf die auftretenden größten 
Momente zu erfolgen. Für die Ver-
zahnungsberechnung ist DIN 3990 in der 
letztgültigen Fassung heranzuziehen. Die 
Sicherheit der Zahnräder gegen Dau-
erbruch am Zahnfuß muss mindestens 
1,7; die Sicherheit gegen Pressung an den 
Zahnflanken muss mind. 1,0 sein. 
 
1.40 * Belastung durch Verkehr, Brüc-
kenklasse I 

Bei der Bemessung der durch Straßen-
fahrzeuge befahrbaren Teile der * sind die 
Verkehrslasten gemäß ÖNORM B 4002, 
Brückenklasse I, zu berücksichtigen. 
 
1.41 * Belastung durch Pistenfahrzeuge 
Bei der Bemessung der im Verkehrs-
bereich von Pistenfahrzeugen gelegenen 
Bauteile der */Tal/Bergstation ist eine 
direkt *und/oder über den Erddruck wir-
kende Verkehrslast von mindestens 
5,0 kN/m² zusätzlich zur Schneelast zu 
berücksichtigen. 
 
1.42 * Belastung durch Straßenfahr-
zeuge 
Bei der Bemessung der im Verkehrs-
bereich von Straßenfahrzeugen gelegenen 
Bauteile der * sind die direkt *und/oder 
über den Erddruck wirkenden Verkehrs-
lasten gemäß ÖNORM B 4012 zu berück-
sichtigen. 
 
1.50 Funitel, Windlast für Stützenbe-
messung 
Die Ermittlung der Belastung durch seitli-
chen Windangriff (horizontale Windan-
griffskraft, Windmoment) auf einen un-
mittelbar auf der Stütze befindlichen Wa-
gen hat, unter der Berücksichtigung der 
Tatsache, dass für den einzelnen Wagen 
keine räumliche Lastverteilung anzuneh-
men ist, mit einem Staudruck von mindes-
tens 800 N/m² zu erfolgen. Die zusätzliche 
Belastung aus dem seitlichen Wind ist bei 
allen lastabtragenden Bauteilen zu be-
rücksichtigen. 
 Für die Systemberechnung der 
Wechsellastrollenbatterie und für die 
Rollenlasten aller übrigen Stützen kann 
die Staudruckannahme auf jenen Wert 
vermindert werden, der gemäß dem Gut-
achten über die Lagesicherheit des För-
derseiles als betrieblich größtzulässiger 
Wert ausgewiesen wird, ist aber mit min-
destens 300 N/m² anzunehmen. 
 
1.60 * Isolierte Freileitung 
Für die isolierte Freileitung gelten folgende 
Bedingungen: 
*) Der Berechnung der Freileitung sind 

die Bestimmungen der ÖVE-L 1 zu-
grunde zu legen. Für den Nachweis 
der Zulässigkeit der Beanspruchung 

der Leiter und der Unterstützungs- 
und Abspannelemente ist als Aus-
nahmezusatzlast die vierfache Regel-
zusatzlast (Eisbehang) zu berücksich-
tigen. Von diesem Wert kann auf-
grund eines meteorologischen Gut-
achtens abgewichen werden. 

*) Zur Gewährleistung der Freigängigkeit 
der Fahrbetriebsmittel muss in den 
Regellastfällen gemäß ÖVE-L 1 ge-
genüber dem Leiter ein Abstand von 
mind. 0,5 m vorhanden sein; hiebei ist 
zusätzlich ein Seitenwind mit 
100 N/m² Staudruck anzunehmen. 
Auslenkungen des *Förderseiles 
*Tragseiles* infolge Seitenwindes 
müssen nicht berücksichtigt werden, 
wohl aber Querpendelungen der Fahr-
betriebsmittel um 20 %. *Für die Bela-
stung durch Eis ist auch die Möglich-
keit eines abschnittsweisen Behanges 
anzunehmen.(bei mehreren Seilfel-
dern) 

*) Der Leiterzug ist festzustellen. Der ge-
messene Wert ist unter Berücksichti-
gung der mittleren Umgebungstempe-
ratur dem in der Leiterberechnung vo-
rausgesetzten Wert gegenüberzu-
stellen. 

*) Für den Nachweis der ausreichenden 
Bemessung und der Standsicherheit 
der Stützen sind die vom Leiter her-
rührenden Lasten mit zu berücksichti-
gen. Für die Ermittlung der veränder-
lichen Lasten sind folgende Bedin-
gungen einzuhalten: 
-  Für die Umgebungstemperatur ist 

ein Bereich von -20°C bis +40°C 
anzunehmen. 

-  Für die Windbelastung sind jene 
Staudruckwerte anzunehmen, die 
dem Lastfall A und dem Lastfall B 
zugrunde gelegt werden. Dabei 
muss ein gleichzeitiger Eisbe-
hang am Leiter nicht angenom-
men werden. 

-  Für den Eisbehang ist im Lastfall 
A mindestens die Regelzusatzlast 
gemäß ÖVE-L 1 anzunehmen. 

  Im Lastfall B ist als Ausnahme-
zusatzlast die vierfache Re-
gelzusatzlast zu berücksichtigen, 
wobei *das Förderseil *das Trag-
seil* leer oder mit leeren Fahrbe-
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triebsmitteln besetzt anzunehmen 
ist. Vom Wert der Ausnahmezu-
satzlast kann aufgrund eines me-
teorologischen Gutachtens abge-
wichen werden. Von der Berück-
sichtigung der leeren Fahrbe-
triebsmittel auf dem *Förderseil 
*auf den Seilen* kann dann abge-
sehen werden, wenn täglich nach 
Betriebsschluss die Fahrbetriebs-
mittel von der Strecke entfernt 
werden. 

  *Für die Belastung durch Eis ist 
auch die Möglichkeit eines ab-
schnittsweisen Behanges anzu-
nehmen.(bei mehreren Seilfel-
dern) 

*) Für die regelmäßige Kontrolle des 
Leiterzuges ist eine Anleitung zu er-
stellen. 

*) Es sind Vorrichtungen für das Ver-
setzen des Leiters bzw. für das Ein-
stellen des Leiterzuges vorzusehen. 
Für diese Arbeiten ist in der *station 
eine Bedienungsanleitung aufzulegen. 

*) Zur Verifizierung jener Werte, die der 
Berechnung der Freileitung *und den 
Freigängigkeitsnachweisen* zugrunde 
gelegt wurden, sind das Meterge-
wicht, der Elastizitätsmodul und die 
Strangbruchlast des Leiters von einer 
akkreditierten Prüfstelle zu ermitteln 
und den Annahmewerten gegenüber-
zustellen. Die Gegenüberstellung ist 
spätestens bei den Vorerhebungen 
zur Betriebsbewilligung der Seilbahn 
vorzulegen. 

*) Alle vier Jahre ist der Leiter an den 
Unterstützungspunkten (Schuhe, Rol-
len, Klemmen) um jenen Bereich 
nachzulassen, in dem der tragende 
Teil des Leiters Biegebeanspruchun-
gen und Pressungen ausgesetzt war 
(Aufliegebereich). Nach dem Verset-
zen ist der Leiterabschnitt, der sich im 
Aufliegebereich befunden hat, au-
genscheinlich auf Drahtbruch zu un-
tersuchen. Vom Nachlassen kann ab-
gesehen werden oder ein anderes 
Nachlassintervall ist zulässig, wenn 
dies aufgrund der Leiterkonstruktion 
vom Hersteller bestätigt wird. 

*) Der tragende Stahldrahtmantel des 
Leiters ist mindestens halbjährlich ei-

ner augenscheinlichen Kontrolle zu 
unterziehen. Ein anderes Kontrollin-
tervall ist zulässig, wenn dies auf-
grund der Leiterkonstruktion vom Her-
steller bestätigt wird. Werden bei die-
ser Kontrolle Schäden im Auflie-
gebereich festgestellt, ist der Leiter 
nachzulassen. 

*) Über das Nachlassen und sonstige 
Arbeiten am Leiter sowie über die au-
genscheinlichen Kontrollen sind Auf-
zeichnungen in Anlehnung zu jenen 
der Betriebsseile (Seilmeldebogen) zu 
führen. 

*) Die Unterstützungspunkte des Leiters 
(Schuhe, Klemmen, Rollen) sind so 
auszuführen, dass die Bie-
gerandspannung des tragenden 
Stahlmantels geringer ist als die Zug-
spannung. Weiters darf die Überla-
gerung aus der Zugspannung und der 
Biegerandspannung den halben Wert 
der Zugfestigkeit nicht überschreiten. 
Von dieser Bestimmung kann abge-
sehen werden, wenn dies aufgrund 
der Leiterkonstruktion vom Hersteller 
bestätigt wird (z.B. Durch-
messerverhältnisse). 

 
(Bei einer Stückelung (beidseitige Veran-
kerung) des Leiters an einer Stütze) 
*) Die ausreichende Bemessung und die 

Standsicherheit der Stütze *(Veranke-
rung des Leiters) ist für den Lastfall 
des einseitig wirkenden Leiterzuges 
(Riss) und gleichzeitiger ungünstigster 
Lasteinwirkung aus den Betriebssei-
len nachzuweisen. 

*) An der Stütze *(Verankerung des 
Leiters) ist im Lastfall A und B zusätz-
lich jene Differenzzugkraft, die sich 
durch eine unterschiedliche Belastung 
der beiden Leiter ergeben kann, zu 
berücksichtigen. Die Differenzzugkraft 
infolge Eisbehanges (Regelzusatzlast) 
ist dabei mit einem Lastfaktor von 
mindestens 1,3 zu erhöhen. 

 
(Bei einer Pendelaufhängung des Leiters 
an der Stütze) 
*) Die ausreichende Klemmwirkung der 

Klemme an der Pendelaufhängung 
des Leiters ist mit einer zweifachen 
Sicherheit gegen Rutschen nachzu-

weisen. Die Rutschkraft ist dabei aus 
einer feldweise verteilten Normaleis-
last zu berechnen. Der Reibwert zwi-
schen der Klemme und dem Leiter ist 
mit max. 0,13 anzusetzen. Größere 
Reibwertannahmen sind nur nach de-
ren Bestimmung durch eine beh. aut. 
Prüfanstalt oder akkreditierte Prüf-
stelle zulässig. 

*) Bei der Bemessung der Stützen und 
deren Standsicherheitsnachweisen ist 
bei Stützen mit einer Klemmverbin-
dung mit dem Leiter jene einseitig wir-
kende Zugkraft zu berücksichtigen, 
bei der der Leiter in der Klemmverbin-
dung zu rutschen beginnt. Die ermit-
telte Rutschkraft ist dabei mit einem 
Lastfaktor von 2,0 zu multiplizieren 
und im Sehnenneigungswinkel des 
anschließenden Seilfeldes wirkend 
anzusetzen. Die Sicherheiten für die-
sen Lastfall können dabei auf jenes 
Maß reduziert werden, das für den 
Lastfall B gefordert ist. 

 
(Bei einer Unterstützung des Leiters an 
der Stütze mittels eines Schuhes) 
*) Bei der Bemessung der Stütze sind 

die Reibwiderstände des Leiters an 
den Schuhen zu berücksichtigen. Der 
Reibwert ist dabei mit mindestens 
*(bei Kunststoffeinlagen 0,3; bei 
Stahl auf Stahl mindestens 0,15) in 
Rechnung zu setzen. Kleinere Reib-
wertannahmen sind durch Versuchs-
ergebnisse einer akkreditierten Prüf-
stelle zu bestätigen. 

 
1.61 * Blanke Freileitung 
Für die blanke Freileitung gelten folgende 
Bedingungen: 
*) Der Berechnung der Freileitung sind 

die Bestimmungen der ÖVE-L 1 zu-
grunde zu legen. Für den Nachweis 
der Zulässigkeit der Beanspruchung 
der Leiter und der Unterstützungs- 
und Abspannelemente ist als Aus-
nahmezusatzlast die vierfache Regel-
zusatzlast (Eisbehang) zu berücksich-
tigen. Von diesem Wert kann auf-
grund eines meteorologischen Gut-
achtens abgewichen werden. 

*) Zur Gewährleistung der Freigängigkeit 
der Fahrbetriebsmittel muss in den 

Regellastfällen gemäß ÖVE-L 1 ge-
genüber dem Leiter ein Abstand von 
mind. 0,5 m vorhanden sein; hiebei ist 
zusätzlich ein Seitenwind mit 
100 N/m² Staudruck anzunehmen. 
Auslenkungen des *Förderseiles 
*Tragseiles* infolge Seitenwindes 
müssen nicht berücksichtigt werden, 
wohl aber Querpendelungen der Fahr-
betriebsmittel um 20 %. *Für die Bela-
stung durch Eis ist auch die Möglich-
keit eines abschnittsweisen Behanges 
anzunehmen.(bei mehreren Seilfel-
dern) 

*) Der Leiterzug ist festzustellen. Der ge-
messene Wert ist unter Berücksichti-
gung der mittleren Umgebungstempe-
ratur dem in der Leiterberechnung vo-
rausgesetzten Wert gegenüberzu-
stellen. 

*) Für den Nachweis der ausreichenden 
Bemessung und der Standsicherheit 
der Stützen sind die vom Leiter her-
rührenden Lasten mit zu berücksichti-
gen. Für die Ermittlung der veränder-
lichen Lasten sind folgende Bedin-
gungen einzuhalten: 
-  Für die Umgebungstemperatur ist 

ein Bereich von -20°C bis +40°C 
anzunehmen. 

-  Für die Windbelastung sind jene 
Staudruckwerte anzunehmen, die 
dem Lastfall A und dem Lastfall B 
zugrunde gelegt werden. Dabei 
muss ein gleichzeitiger Eisbe-
hang am Leiter nicht angenom-
men werden. 

-  Für den Eisbehang ist im Lastfall 
A mindestens die Regelzusatzlast 
gemäß ÖVE-L 1 anzunehmen. 

  Im Lastfall B ist als Ausnahmezu-
satzlast die vierfache Regelzu-
satzlast zu berücksichtigen, wo-
bei *das Förderseil *das Tragseil* 
leer oder mit leeren Fahrbetriebs-
mitteln besetzt anzunehmen ist. 
Vom Wert der Ausnahmezusatz-
last kann aufgrund eines meteo-
rologischen Gutachtens abgewi-
chen werden. Von der Berück-
sichtigung der leeren Fahrbe-
triebsmittel auf dem *Förderseil 
*auf den Seilen* kann dann abge-
sehen werden, wenn täglich nach 
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Betriebsschluss die Fahrbetriebs-
mittel von der Strecke entfernt 
werden. 

  *Für die Belastung durch Eis ist 
auch die Möglichkeit eines ab-
schnittsweisen Behanges anzu-
nehmen.(bei mehreren Seil-
feldern) 

*) Für die regelmäßige Kontrolle des 
Leiterzuges ist eine Anleitung zu er-
stellen. 

*) Vom Hersteller des Leiters ist ein 
Werksprüfzeugnis vorzulegen. Das 
Werksprüfzeugnis hat jedenfalls den 
konstruktiven Aufbau, die wesentlich-
sten mechanischen Werkstoffkenn-
werte, das Metergewicht und die 
Strangbruchlast des Leiters zu ent-
halten. 

 
(Bei einer beidseitigen Verankerung des 
Leiters an der Stütze) 
*) Die ausreichende Bemessung und die 

Standsicherheit der Stütze *(Veranke-
rung des Leiters) ist für den Lastfall 
des einseitig wirkenden Leiterzuges -
(Riss) und gleichzeitiger ungünstigster 
Lasteinwirkung aus den Betriebssei-
len nachzuweisen. 

*) An der Stütze *(Verankerung des 
Leiters) ist im Lastfall A und B zusätz-
lich jene Differenzzugkraft, die sich 
durch eine unterschiedliche Belastung 
der beiden Leiter ergeben kann, zu 
berücksichtigen. Die Differenzzugkraft 
infolge Eisbehanges (Regelzusatzlast) 
ist dabei mit einem Lastfaktor von 
mindestens 1,3 zu erhöhen. 

 
1.70 Kleinbohrpfähle GEWI - Bemes-
sung und Ausführung 
Für die Bemessung und Ausführung von 
lastabtragenden Kleinbohrpfählen (GEWI-
Pfähle) sind die Allgemeinen und Beson-
deren Bestimmungen der Zulassungsbe-
scheide des Deutschen Institutes für 
Bautechnik, Berlin, für DYWIDAG GEWI-
Pfähle vom 22. Juli 1997, Z-32.1-2, und 
vom 12. Mai 1997, Z-32.1-9, heranzuzie-
hen. 
 
1.71 Kleinbohrpfähle GEWI - bei Einsatz 
mit veränderlichen Lasten (Stützen) 

Bei der Festlegung der lastabtragenden 
Wirkung der Kleinbohrpfähle sind die 
durch die Verkehrslasten auftretenden 
Schwell- bzw. Wechselbeanspruchungen 
(Zug- und Druckwirkung im Pfahl) zu 
berücksichtigen. 
 
1.80 Horizontale Anlaufwinkel 
In einem Nachtrag zum Bauentwurf ist für 
jede Stütze der größte Anlaufwinkel des 
Förderseiles auf den Rollenbatterien quer 
zur Bahnachse auszuweisen. Das Seil ist 
hiefür als in der Sehne des Seilfeldes 
liegend anzunehmen. Als horizontaler 
Staudruck für die Seilauslenkung ist ein 
Wert von 300 N/m² einzusetzen. 
 
 
2. Werkstoffnachweise und Bauteiler-
probungen 
 
2.00-a. Klemmapparat - Bestimmungen 
über die Abziehkräfte, Einfachklemm-
apparat mit Tellerfedern 
Die Klemmapparate müssen hinsichtlich 
der Abziehkraft folgende Bestimmungen 
erfüllen: 
 Die Mindestabziehkraft hat das 
dreifache der größten Zugwirkung eines 
Fahrbetriebsmittels oder das Gesamtge-
wicht eines Fahrbetriebsmittels zu be-
tragen, wobei der größere Wert maßge-
bend ist. Der Reibwert zwischen Klemm-
backen und Seil ist mit höchstens 0,13 an-
zunehmen, soferne nicht auf Grund eines 
Prüfzeugnisses einer akkreditierten Prüf-
stelle ein höherer Wert zugelassen werden 
kann. Die Abziehkraft darf bei einer Ver-
ringerung des Förderseil-Nenndurch-
messers um 10 % um höchstens 25 % 
absinken und die Mindestabziehkraft nicht 
unterschreiten. Diese Bedingung muss 
auch bei einer Vergrößerung des Förder-
seil-Nenndurch-messers um 10 % ein-
gehalten sein. Die Abziehkraft darf bei 
Bruch einer Tellerfeder des Federspei-
chers um höchstens 15 % absinken und 
die Mindestabziehkraft nicht unterschrei-
ten, wobei die gebrochene Tellerfeder als 
ebene Scheibe angenommen werden darf. 
Die Abziehkraft darf - bezogen auf den 
Förderseil-Nenndurchmesser - das 
2,5-fache der Mindestabziehkraft nicht 
überschreiten. Vom gesamten Federweg 

dürfen betrieblich höchstens 80 % aus-
genützt werden, wobei auch der Kuppel-
vorgang bzw. die zulässige Toleranz des 
Förderseil-Nenndurchmessers von + 4 % 
zu berücksichtigen ist. Bei einer Verrin-
gerung des Förderseil-Nenndurchmessers 
um 10 % muss zwischen Bauteilen des 
Klemmapparates, deren Anstehen die 
Abziehkraft nachteilig beeinflusst, ein 
Abstand von mindestens 1,0 mm vorhan-
den sein. Die Einhaltung der vorstehenden 
Bedingungen ist durch ein Prüfzeugnis 
einer akkreditierten Prüfstelle nachzuwei-
sen. 
 
2.00-b Klemmapparat - Bestimmungen 
über die Abziehkräfte, Doppelklemmap-
parat mit Tellerfedern 
Die Klemmapparate müssen hinsichtlich 
der Abziehkraft folgende Bestimmungen 
erfüllen: 
 Die Mindestabziehkraft hat das 
dreifache der größten Zugwirkung eines 
Fahrbetriebsmittels oder das Gesamtge-
wicht eines Fahrbetriebsmittels zu be-
tragen, wobei der größere Wert maßge-
bend ist. Der Reibwert zwischen Klemm-
backen und Seil ist mit höchstens 0,13 an-
zunehmen, soferne nicht auf Grund eines 
Prüfzeugnisses einer akkreditierten Prüf-
stelle ein höherer Wert zugelassen werden 
kann. Die Abziehkraft darf bei einer Verrin-
gerung des Förderseil-Nenndurchmessers 
um 10 % um höchstens 25 % absinken 
und die Mindestabziehkraft nicht unter-
schreiten. Diese Bedingung muss auch bei 
einer Vergrößerung des Förderseil-Nenn-
durchmessers um 10 % eingehalten sein. 
Die Abziehkraft einer Klemme des Dop-
pelklemmapparates darf bei Bruch einer 
Tellerfeder des Federspeichers um höch-
stens 15 % absinken und die halbe Min-
destabziehkraft nicht unterschreiten, wobei 
die gebrochene Tellerfeder als ebene 
Scheibe angenommen werden darf. Die 
Abziehkraft darf - bezogen auf den Förder-
seil-Nenndurchmesser - das 2,5-fache der 
Mindestabziehkraft nicht überschreiten. 
Vom gesamten Federweg dürfen betrieb-
lich höchstens 80 % ausgenützt werden, 
wobei auch der Kuppelvorgang bzw. die 
zulässige Toleranz des Förderseil-Nenn-
durchmessers von + 4 % zu berücksichti-
gen ist. Bei einer Verringerung des Förder-

seil-Nenndurchmessers um 10 % muss 
zwischen Bauteilen des Klemmapparates, 
deren Anstehen die Abziehkraft nachteilig 
beeinflusst, ein Abstand von mindestens 
1,0 mm vorhanden sein. 
 Die Einhaltung der vorstehenden 
Bedingungen ist durch ein Prüfzeugnis 
einer akkreditierten Prüfstelle nachzuwei-
sen. 
 
2.00-c Klemmapparat - Bestimmungen 
über die Abziehkräfte, Einfachklemm-
apparat mit Schraubenfedern 
Die Klemmapparate müssen hinsichtlich 
der Abziehkraft folgende Bedingungen 
erfüllen: 
 Die Mindestabziehkraft hat das 
dreifache der größten Zugwirkung eines 
Fahrbetriebsmittels oder das Gesamtge-
wicht eines Fahrbetriebsmittels zu be-
tragen, wobei der größere Wert maßge-
bend ist. Der Reibwert zwischen Klemm-
backen und Seil ist mit höchstens 0,13 
anzunehmen, soferne nicht auf Grund 
eines Prüfzeugnisses einer akkreditierten 
Prüfstelle ein höherer Wert zugelassen 
werden kann. Die Abziehkraft darf bei 
einer Verringerung des Förderseil-Nenn-
durchmessers um 10 % um höchstens 
25 % absinken und die Mindestabziehkraft 
nicht unterschreiten. Diese Bedingung 
muss auch bei einer Vergrößerung des 
Förderseil-Nenndurchmessers um 10 % 
eingehalten sein. Die Abziehkraft darf bei 
Bruch einer Schraubenfeder des Feder-
speichers um höchstens 50 % absinken. 
Die Abziehkraft darf - bezogen auf den 
Förderseil-Nenndurchmesser - das 
2,5-fache der Mindestabziehkraft nicht 
überschreiten. Vom gesamten Federweg 
dürfen betrieblich höchstens 80 % ausge-
nützt werden, wobei auch der Kuppelvor-
gang bzw. die zulässige Toleranz des 
Förderseil-Nenndurchmessers von + 4 % 
zu berücksichtigen ist. 
 Bei einer Verringerung des Förder-
seil-Nenndurchmessers um 10 % muss 
zwischen Bauteilen des Klemmapparates, 
deren Anstehen die Abziehkraft nachteilig 
beeinflusst, ein Abstand von mindestens 
1,0 mm vorhanden sein. Die Einhaltung 
der vorstehenden Bedingungen ist durch 
ein Prüfzeugnis einer akkreditierten Prüf-
stelle nachzuweisen. 



Seilbahntechnische Auflagensammlung, Stand 30.04.2002 

Seite 6 von 17 

 
2.00-d Klemmapparat - Bestimmungen 
über die Abziehkräfte, Einfachklemm-
apparat mit Torsionsstabfedern 
Die Klemmapparate müssen hinsichtlich 
der Abziehkraft folgende Bedingungen 
erfüllen: 
 Die Mindestabziehkraft hat das 
dreifache der größten Zugwirkung eines 
Fahrbetriebsmittels oder das Gesamtge-
wicht eines Fahrbetriebsmittels zu be-
tragen, wobei der größere Wert maßge-
bend ist. Der Reibwert zwischen Klemm-
backen und Seil ist mit höchstens 0,13 
anzunehmen, soferne nicht auf Grund 
eines Prüfzeugnisses einer akkreditierten 
Prüfstelle ein höherer Wert zugelassen 
werden kann. Die Abziehkraft darf bei 
einer Verringerung des Förderseil-Nenn-
durchmessers um 10 % um höchstens 
25 % absinken und die Mindestabziehkraft 
nicht unterschreiten. Diese Bedingung 
muss auch bei einer Vergrößerung des 
Förderseil-Nenndurchmessers um 10 % 
eingehalten sein. Die Abziehkraft darf 
- bezogen auf den Förderseil-Nenndurch-
messer - das 2,5-fache der Mindestab-
ziehkraft nicht überschreiten.  
 Bei einer Verringerung des Förder-
seil-Nenndurchmessers um 10 % muss 
zwischen Bauteilen des Klemmapparates, 
deren Anstehen die Abziehkraft nachteilig 
beeinflusst, ein Abstand von mindestens 
1,0 mm vorhanden sein.  
 Die Einhaltung der vorstehenden 
Bedingungen ist durch ein Prüfzeugnis 
einer akkreditierten Prüfstelle nachzuwei-
sen. 
 
2.01 Klemmapparate - Werkstoffnach-
weise 
Für tragende und solche Bauteile von 
Klemmapparaten, welche der Übertragung 
von Klemmkräften dienen, sind nach-
zuweisen: 
a) Die Eignung der Werkstoffe von 

geschmiedeten Bauteilen, ausge-
nommen Bauteile aus allgemeinen 
Baustählen, durch Bestimmung der 
Streckgrenze bzw. 0,2 %-Dehn-
grenze, Zugfestigkeit, Bruchdehnung 
und Brucheinschnürung sowie der 
Kerbschlagarbeit bei -30° C und durch 
eine Härteprüfung. Die Unter-

suchungen sind an einem wahllos ent-
nommenen Schmiederohling oder fer-
tigbearbeiteten Prüfstück je Wär-
mebehandlungscharge nach Ab-
schluss der Wärmebehandlung (die 
gleichartige Wärmebehandlung der 
Erzeugungsserie ist zu belegen) 
durchzuführen. Zur Gewährleistung 
der Unempfindlichkeit gegen Spröd-
bruch muss an drei ISO-V-Proben bei 
-30° C als Mittelwert eine Kerbschlag-
arbeit von mind. 40 J erreicht werden, 
wobei ein Einzelwert diesen Mittelwert 
unterschreiten darf, jedoch noch mind. 
27 J betragen muss. Für die Werk-
stoffe von geschmiedeten Teilen aus 
allgemeinen Baustählen gelten die 
Anforderungen der ÖNORM EN 
10025, Warmgewalzte Erzeugnisse 
aus unlegierten Baustählen, Güte-
gruppe J2G3, J2G4, K2G3 oder 
K2G4; diese sind nachzuweisen. Über 
die Ergebnisse ist jeweils ein Abnah-
meprüfzeugnis gemäß 
ÖNORM EN 10204 vorzulegen. Wer-
den die verlangten Mindestwerte für 
die Kerbschlagarbeit unterschritten, ist 
die Unempfindlichkeit gegen Spröd-
bruch auf Grund bruchmechanischer 
Untersuchungen zu beurteilen; hier-
über ist ein Prüfzeugnis einer akkredi-
tierten Prüfstelle vorzulegen. Die Vor-
schreibung sich allenfalls daraus er-
gebender weiterer Untersuchungen, 
insbesondere zur Qualitätssicherung 
der Serienfertigung, bleibt vorbehal-
ten. 

b) Die Eignung von Gusswerkstoffen 
(Stahlguss, Stahlfeinguss oder 
Sphäroguss) durch Bestimmung der 
in lit. a) angeführten Güteeigenschaf-
ten an einem wahllos entnommenen 
Probestück je Guss- bzw. Wärmebe-
handlungscharge. Hierüber ist ein 
Prüfzeugnis einer akkreditierten Prüf-
stelle vorzulegen, in welchem auch 
die Sprödbruchsicherheit des Werk-
stoffes zu beurteilen ist. 

c) Die Eignung der Werkstoffe von 
geschweißten Bauteilen, ausgenom-
men Bauteile aus allgemeinen Bau-
stählen, durch Bestimmung der 
Streckgrenze bzw. 0,2 %-Dehn-
grenze, Zugfestigkeit, Bruchdehnung 

und Brucheinschnürung sowie der 
Kerbschlagarbeit bei -30° C. Zur Ge-
währleistung der Unempfindlichkeit 
gegen Sprödbruch darf die Streck-
grenze höchstens 450 N/mm² be-
tragen und muss an drei ISO-V-
Proben bei -30° C als Mittelwert eine 
Kerbschlagarbeit von mind. 40 J er-
reicht werden, wobei ein Einzelwert 
diesen Mittelwert unterschreiten darf, 
jedoch noch mind. 27 J betragen 
muss. Für die Werkstoffe von ge-
schweißten Teilen aus allgemeinen 
Baustählen gelten die Anforderungen 
ÖNORM EN 10025, Warmgewalzte 
Erzeugnisse aus unlegierten Bau-
stählen, Gütegruppe J2G3, J2G4, 
K2G3 oder K2G4; diese sind nachzu-
weisen. Über die Ergebnisse ist je-
weils ein Abnahmeprüfzeugnis gemäß 
ÖNORM EN 10204 vorzulegen. Wer-
den die verlangten Mindestwerte für 
die Kerbschlagarbeit unterschritten, ist 
die Unempfindlichkeit gegen Spröd-
bruch auf Grund bruchmechanischer 
Untersuchungen zu beurteilen; hier-
über ist ein Prüfzeugnis einer akkredi-
tierten Prüfstelle vorzulegen. Die Vor-
schreibung sich allenfalls daraus er-
gebender weiterer Untersuchungen, 
insbesondere zur Qualitätssicherung 
der Serienfertigung, bleibt vorbehal-
ten. 

d) Zur Qualitätssicherung der Serienfer-
tigung von geschmiedeten und ge-
gossenen Bauteilen ist je Werkstück 
eine Härteprüfung vorzunehmen, wo-
bei die der erforderlichen Zugsicher-
heit entsprechenden Mindestwerte 
nicht unter-, jedoch im Hinblick auf die 
Unempfindlichkeit gegen Sprödbruch 
auch die entsprechenden Höchst-
werte nicht überschritten werden dür-
fen. Außerdem ist jeder fertigbear-
beitete Bauteil einer magnetischen 
Oberflächenrissprüfung zu unterzie-
hen, wobei auch auf kerb- und riefen-
freie Ausführung zu achten ist. Über 
die Härteprüfung und Rissfreiheit sind 
Abnahmeprüfzeugnisse gemäß 
ÖNORM EN 10204 vorzulegen. Die 
Vorschreibung allenfalls erforderlicher 
weiterer zerstörungsfreier Prüfungen 
an gegossenen oder geschmiedeten 

Bauteilen auf Grund der Untersu-
chungen gemäß lit. a) oder b) bleibt 
vorbehalten. 

e) Bei geschweißten Bauteilen ist hin-
sichtlich der schweißgerechten Aus-
führung (Werkstoffwahl, Nahtvorberei-
tung, Temperaturführung, Wahl der 
Zusatzwerkstoffe, Nahtfolge etc.) ein 
Gutachten eines Schweißtechnologen 
vorzulegen. Diese Bauteile sind span-
nungsarm zu glühen; davon kann auf 
Grund des schweißtechnologischen 
Gutachtens abgesehen werden. Alle 
Schweißnähte sind im fertigbearbei-
teten Zustand auf Oberflächenrisse zu 
prüfen. Über die Wärmebehandlung 
sind Werksbescheinigungen, über die 
Rissfreiheit sind Abnahmeprüfzeug-
nisse gemäß ÖNORM EN 10204 vor-
zulegen. Die Vorschreibung allenfalls 
erforderlicher weiterer zerstörungs-
freier Prüfungen auf Grund der Unter-
suchungen gemäß lit. c) bleibt vorbe-
halten. 

 
2.02-a Ansprechwert Klemmkraftprü-
fung - Einfachklemmapparat 
Die Klemmkraftprüfeinrichtung muss eine 
Stillsetzung der Seilbahn bewirken, wenn 
die Klemmkraft unter jenem Wert liegt, der 
- bezogen auf den Förderseil-Nenndurch-
messer - 2/3 der Mindestabziehkraft ent-
spricht. 
 
2.02-b Ansprechwert Klemmkraftprü-
fung - Doppelklemmapparat 
Die Klemmkraftprüfeinrichtung muss eine 
Stillsetzung der Seilbahn bewirken, wenn 
die Klemmkraft einer Klemme des Doppel-
klemmapparates unter jenem Wert liegt, 
der - bezogen auf den Förderseil-Nenn-
durchmesser - 2/3 der halben Mindest-
abziehkraft entspricht. 
 
2.02-c Ansprechwert Federkraftprüfung 
- Einfachklemmapparat 
Die Federkraftprüfeinrichtung muss eine 
Stillsetzung der Seilbahn bewirken, wenn 
die Federkraft des Klemmapparates um 
mehr als 1/3 vom Federkraft-Sollwert 
abweicht. 
 Anmerkung: Auflage bei Vorliegen 
der Zustimmungserklärung für die 
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Federkraftprüfeinrichtung nicht erfor-
derlich 
 
2.02-d Ansprechwert Federkraftprüfung 
- Doppelklemmapparat 
Die Federkraftprüfeinrichtung muss eine 
Stillsetzung der Seilbahn bewirken, wenn 
die Federkraft einer Klemme des Doppel-
klemmapparates um mehr als 1/3  vom 
Federkraft-Sollwert abweicht. 
 Anmerkung: Auflage bei Vorliegen  
der Zustimmungserklärung für die 
Federkraftprüfeinrichtung nicht erfor-
derlich 
 
2.03 Klemmapparate - Einrichtungen 
zur Prüfung der Abziehkräfte 
Für die Prüfung der Abziehkraft von 
Klemmapparaten unabhängig vom För-
derseil sind Einrichtungen anzuschaffen. 
 
2.04 Klemmapparate - Bestimmung der 
Abziehkräfte 
Vor Inbetriebnahme ist die Abziehkraft der 
Klemmapparate auf der geforderten Prüf-
vorrichtung zu bestimmen. Eine Tabelle 
mit den Ergebnissen ist vorzulegen. 
 
2.05 Klemmapparate - Kontrolle 
Vor Inbetriebnahme ist an einem wahllos 
entnommenen Klemmapparat zu kontrol-
lieren, ob im geschlossenen Zustand auf 
einem Rundstab bzw. Seil mit um 10 % 
verringertem Seildurchmesser zwischen 
Bauteilen, die anstehen können, ein Min-
destabstand von 1,0 mm besteht. 
 
2.06 Federkraftprüfeinrichtung - Le-
bensdauer der Federn der Klemm-
apparate 
Je Produktionscharge ist durch Versuch 
zu belegen, dass die Federn der Klemm-
apparate eine Lebensdauer von mindes-
tens 500000 Lastwechseln (Schließ- und 
Öffnungsvorgang) haben. Hierüber ist eine 
Bestätigung der Herstellerfirma oder einer 
akkreditierten Prüfstelle vorzulegen. 
 
2.07 Klemmapparate - Kontrolle der Ab-
nutzung im Seilkanal 
In die Anleitungen für die Bedienung und 
Instandhaltung der Seilbahn sind Bestim-
mungen über die regelmäßige Kontrolle 
der Abnutzung im Seilkanal der Klemm-

apparate aufzunehmen. Das zulässige 
Maß der Abnutzung unter Berücksichti-
gung der größtzulässigen Seildurchmes-
serverringerung ist anzugeben. 
 
2.10 Werkstoffnachweise für Gehänge, 
Gehängeköpfe 
Für die Werkstoffe von Gehängen und 
Gehängeköpfen sind Gütenachweise 
durch Abnahmeprüfzeugnisse nach 
ÖNORM EN 10204 vorzulegen. Bei 
Schweißkonstruktionen ist hinsichtlich der 
schweißgerechten Ausführung (Werkstoff-
wahl, Nahtvorbereitung, Temperatur-
führung, Wahl der Schweißzusatzwerk-
stoffe, Nahtfolge etc.) ein Gutachten eines 
Schweißtechnologen vorzulegen. 
Schweißkonstruktionen sind spannungs-
arm zu glühen; davon kann auf Grund des 
schweißtechnologischen Gutachtens 
abgesehen werden. Kraftübertragende 
Schweißnähte sind in fertigbearbeitetem 
Zustand auf Rissfreiheit zu untersuchen. 
Über Wärmebehandlungen sind Werksbe-
scheinigungen, über die Rissfreiheit sind 
Abnahmeprüfzeugnisse nach 
ÖNORM EN 10204 vorzulegen. 
 
2.11-a Werkstoffnachweise für Wagen, 
EUB 
Für die Werkstoffe von tragenden Bautei-
len der Wagenkasten sind Gütenachweise 
durch Abnahmeprüfzeugnisse nach 
ÖNORM EN 10204 vorzulegen. Bei 
Schweißkonstruktionen ist hinsichtlich der 
schweißgerechten Ausführung (Werkstoff-
wahl, Nahtvorbereitung, Temperaturfüh-
rung, Wahl der Schweißzusatzwerkstoffe, 
Nahtfolge etc.) ein Gutachten eines 
Schweißtechnologen vorzulegen. An 
mindestens 10 % der Wagen sind die 
kraftübertragenden Schweißnähte in fertig-
bearbeitetem Zustand auf Rissfreiheit zu 
untersuchen; die Rissfreiheit ist durch 
Abnahmeprüfzeugnisse nach   ÖNORM 
EN 10204 zu belegen. 
 
2.11-b Werkstoffnachweise für Wagen, 
Pendel- und Standseilbahn 
Für die Werkstoffe von tragenden Bautei-
len der Wagenkasten sind Gütenachweise 
durch Abnahmeprüfzeugnisse nach 
ÖNORM EN 10204 vorzulegen. Bei 
Schweißkonstruktionen ist hinsichtlich der 

schweißgerechten Ausführung (Werkstoff-
wahl, Nahtvorbereitung, Temperaturfüh-
rung, Wahl der Schweißzusatzwerkstoffe, 
Nahtfolge etc.) ein Gutachten eines 
Schweißtechnologen vorzulegen. Mindes-
tens 10 % der kraftübertragenden 
Schweißnähte in fertigbearbeitetem Zu-
stand sind auf Rissfreiheit zu untersuchen; 
die Rissfreiheit ist durch Ab-
nahmeprüfzeugnisse nach ÖNORM EN 
10204 zu belegen. 
 
2.12 Fahrbetriebsmittel - Dauerschwell-
festigkeit, Prüfzeugnis 
Über die Dauerschwellfestigkeit der Ge-
samtkonstruktion der Fahrbetriebsmittel 
zur Fahrgastbeförderung ist ein Prüf-
zeugnis einer akkreditierten Prüfstelle vor-
zulegen. 
 
2.13 Wartungsfahrzeug - Dauerschwell-
festigkeit, Prüfzeugnis 
Soll das Lasten- oder Montagegehänge 
nicht nur in Einzelfällen eingesetzt, son-
dern während des Betriebes regelmäßig 
längere Zeit mitgeführt werden, so ist 
entweder ein Gutachten eines dazu befug-
ten Ziviltechnikers über die Dauerfestigkeit 
der Bauteile des Fahrzeuges unter Be-
rücksichtigung der im Betrieb zu erwarten-
den Beanspruchungen (Stoßziffer bei 
Befahren der Strecke, Nutzlast) vorzule-
gen oder es ist die Dauerschwellfestigkeit 
durch Erprobung einer akkreditierten 
Prüfstelle gemäß Punkt 27,35 der 
SBB 76/20 nachzuweisen. Andernfalls ist 
in die Betriebsvorschrift eine Bestimmung 
aufzunehmen, dass das Fahrzeug nur in 
Einzelfällen eingesetzt werden darf. 
 
2.20 Förderseilscheiben - Glühen, Riss-
freiheit 
Förderseilscheiben in Schweißkonstruk-
tion sind spannungsarm zu glühen; in 
fertig bearbeitetem Zustand sind kraftüber-
tragende Schweißnähte auf Rissfreiheit zu 
untersuchen. Über die Wärmebehandlung 
sind Werksbescheinigungen, über die 
Rissfreiheit sowie über die Schweißbarkeit 
der verwendeten Werkstoffe sind Abnah-
meprüfzeugnisse nach ÖNORM EN 10204 
vorzulegen. 
 
2.30 Anforderungen Förderseilrollen 

Die Bauteile jener Förderseilrollen, die in 
normaler Fahrtrichtung jeweils als erste 
Rolle einer Rollenbatterie, ausgenommen 
an Einfahrtsbindern von Stationen, einge-
baut sind, haben den Anforderungen 
gemäß den Richtlinien vom Juni  1992, 
GZ.277.052/5-II/7-1992, zu entsprechen. 
Hierüber ist eine Werksbescheinigung 
gemäß ÖNORM EN 10204 vorzulegen. 
 
2.40 Förderseil, wiederkehrende zerstö-
rungsfreie Prüfung 3 Jahre 
 Anmerkung: bei mehr als 3% 
(Toleranzgrenze) bis höchstens 6 % 
Überschreitung (mehr als 6 % unzu-
lässig) 
Aufgrund der Ergebnisse des Dauerfestig-
keitsnachweises für das Förderseil wird 
abweichend von den Bestimmungen der 
Drahtseilbedingnisse 1973, 3. Auflage, die 
Frist für die wiederkehrende zerstörungs-
freie Seilprüfung mit höchstens drei Jah-
ren festgelegt. 
 
2.50 Bruchstäbe - Werkstoffeigenschaf-
ten 
Die Werkstoffeigenschaften von Bruchsta-
bschaltern sind so zu wählen, dass für die 
Auslösung (Bruch) der Schalter kein nen-
nenswerter Verformungsweg erforderlich 
ist. 
 
2.51 Bruchstäbe - Betätigungskraft 
Im Zuge der Detailplanvorlage ist nach-
zuweisen, dass die zum Auslösen von 
Seillageüberwachungsschaltern (Bruch-
stäben) durch Schaltrollen notwendige 
Mindestbetätigungskraft und der dafür 
notwendige Schaltweg vorhanden sind. 
 
2.60 * Bestimmungen über Wechsella-
strollenbatterien 
Bei Rollenbatterien mit Gegenrollen 
(Wechsellastrollenbatterien) gelten folgen-
de Anforderungen: 
a) Die Rollenbatterien sind so einzustel-

len, dass in der neutralen Lage des 
Förderseiles (Stützenlast = Null) an al-
len Rollen die Mindestrollenlasten ein-
gehalten werden. Bei allen anderen 
Lastfällen müssen die Rollen mit der 
kleineren Rollenlast lediglich einwand-
frei mitlaufen. 
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b) Die Rollenbatterien sind mit Seilfan-
geinrichtungen auszurüsten; diese 
Einrichtungen müssen für eine all-
fällige Entgleisung des Förderseiles 
nach oben dem verlängerten Quer-
haupt bei Niederhaltstützen entspre-
chen, soferne die Rollenbatterie be-
trieblich auch die Funktion einer Nie-
derhaltung ausübt. Diese zusätzliche 
Seilfangeinrichtung darf nur so weit 
über der Normalseillage angeordnet 
werden, dass bei entgleistem Förder-
seil die Fahrgäste durch Rollen-
batterie, Stützenquerhaupt, War-
tungspodeste u. dgl. nicht zu Schaden 
kommen können. 

c) An jeder Rollenbatterie sind Ein-
richtungen zu schaffen, die im Betrieb 
eine einfache Kontrolle der Wege des 
Kraftspeichers als Maß für die Rollen-
lasten ermöglichen. 

d) Auf Grund der bei diesen Rol-
lenbatterien zu erwartenden größeren 
Klemmenstoßkraft in Seilrichtung ist 
auf eine schwingungssteife Ausfüh-
rung der betreffenden Stütze beson-
ders Bedacht zu nehmen. 

e) Die Wege der Kraftspeicher *und die 
Einstellung der oberen und unteren 
Hauptwippen (Pufferspiel)* aller Rol-
lenbatterien sind nach deren Montage 
zu messen und in einer Aufstellung 
zusammenzufassen; diese Tabelle ist 
anlässlich des Betriebsbewilligungs-
verfahrens vorzulegen. 

*) An einer Rollenbatterie sind die Rol-
lenlasten und Wege der Kraftspeicher 
für einen definierten Lastzustand der 
Seilbahn im Zuge der Vorerhebungen 
zum Betriebsbewilligungsverfahren zu 
messen und die Ergebnisse den rech-
nerisch ermittelten Werten gegen-
überzustellen. 

*) Der Systemberechnung für die Rol-
lenbatterien ist eine periodische (ein-
jährige) Kontrolle der Einstellung der 
Kraftspeicher zugrunde gelegt. Dies 
ist bei der Erstellung der Anleitungen 
für die Instandhaltung zu berücksichti-
gen. 

 
2.61 * Bestimmungen über Rollenbat-
terien mit Gegenrollen 

Bei gefederten Gegenrollen, die an Rol-
lenbatterien zur Erhöhung der Rollenlas-
ten angebracht sind, gelten folgende 
Anforderungen: 
a) Die Einstellung der Kraftspeicher 

muss einfach kontrolliert werden kön-
nen. 

b) Auf Grund der zu erwartenden größe-
ren Klemmenstoßkraft in Seilrichtung 
ist auf eine schwingungssteife Ausfüh-
rung der betreffenden Stützen beson-
ders Bedacht zu nehmen. 

*) Die Einstellung der Kraftspeicher ist 
nach Montage bei einem definierten 
Lastzustand der Seilbahn zu messen 
und dem rechnerisch ermittelten Wert 
gegenüberzustellen; diese Gegen-
überstellung ist im Zuge des Betriebs-
bewilligungsverfahrens vorzulegen. 

*) An einer zugehörigen Rollenbatterie 
ist die Rollenlast samt Einstellung des 
Kraftspeichers für einen definierten 
Lastzustand der Seilbahn zu messen 
und das Ergebnis dem rechnerisch er-
mittelten Wert gegenüberzustellen; 
diese Gegenüberstellung ist im Zuge 
des Betriebsbewilligungsverfahrens 
vorzulegen. 

 
2.70 * Gutachten Lagesicherheit des 
Förderseiles 
Es ist das Gutachten eines dazu befugten 
Ziviltechnikers über die Lagesicherheit des 
Förderseiles unter Berücksichtigung der 
dynamischen Einflüsse vorzulegen. Bis 
zur Erbringung des Gutachtens wird die 
Nennfahrgeschwindigkeit auf *** m/s ein-
geschränkt. 
 
2.71 Gutachten Beanspruchungsmes-
sungen an Fahrbetriebsmitteln 
Es ist das Gutachten einer akkreditierten 
Prüfstelle vorzulegen, das sich auf die 
Ergebnisse von Beanspruchungsmes-
sungen an den Fahrbetriebsmitteln, insbe-
sonders bei den Stationseinfahrten in seit-
lich ausgelenktem oder schwingendem 
Zustand bis zum betrieblich zulässigen 
Wert von 20 %, sowie bei den Stützen-
überfahrten, gründet. Das diesbezügliche 
Gutachten muss auch Auskunft darüber 
geben, wie diese gemessenen Beanspru-
chungen im Hinblick auf die Lebensdauer 
der Fahrbetriebsmittel zu bewerten sind. 

 
2.80-a Massenbestimmung des Förder-
seilspanngewichtes 
Für das Förderseilspanngewicht ist eine 
Massenbestimmung vorzunehmen. Das 
Ergebnis ist dem in der Seil- und Längen-
schnittsberechnung zu Grunde gelegten 
Wert gegenüberzustellen. 
 
2.80-b Massenbestimmung des Spann-
gewichtes für Zugseil 
Für die Spanngewichte der bewegenden 
Seile sind Massenbestimmungen vorzu-
nehmen. Die Ergebnisse sind den in der 
Seil- und Längenschnittsberechnung zu 
Grunde gelegten Werten gegenüber-
zustellen. 
 
2.81 Fahrbetriebsmittel - Eigenge-
wichtsbestimmung 
Das Eigengewicht eines kompletten Fahr-
betriebsmittels ist zu bestimmen und dem 
in der Seil- und Längenschnittsbe-
rechnung zugrunde gelegten Wert gegen-
überzustellen. 
 
2.82 Fahrbetriebsmittel - Windangriffs-
flächen 
Die in der Längenschnittsberechnung 
angenommenen seitlichen Windangriffsflä-
chen der Fahrbetriebsmittel sind im Zuge 
der Detailplanvorlage durch Unterlagen zu 
bestätigen. 
 
2.83 Bergegerät - Detailunterlagen 
Die in Auflage 1 geforderten Unterlagen 
für die Bergegeräte müssen eine Aufstel-
lung aller Bestandteile (Seilfahrgerät, 
Abseilgerät, Bergeseil, Handstopp, Berge-
dreieck, Sitzgurte, Schlaufen, Karabi-
ner, usw.), weiters Nachweise über die 
ausreichende Bemessung bzw. Bestäti-
gungen des Herstellers oder Inverkehr-
bringers über die Eignung für den vorge-
sehenen Einsatzzweck und über die nor-
menkonforme Ausführung (z.B. Typen-
prüfung, Baumusterprüfung) beinhalten. 
 
2.90 Wiederverwendung von Förder-
seilscheiben 
Die wieder zur Verwendung gelangenden 
Förderseilscheiben in Schweiß-
konstruktion sind auf Rissfreiheit zu unter-
suchen und erforderlichenfalls neu zu 

lagern. Über die Rissfreiheit sind Abnah-
meprüfzeugnisse nach ÖNORM EN 10204 
vorzulegen. 
 
2.91 Wiederverwendung des Hauptge-
triebes 
Das wieder zur Verwendung gelangende 
Hauptgetriebe ist einer Generalüberholung 
zu unterziehen und erforderlichenfalls neu 
zu lagern. Zusätzlich sind die Zahnräder 
einer Rissprüfung, welche sich insbeson-
ders auf die Zahnflanken zu erstrecken 
hat, zu unterziehen. Über General-
überholung und Rissprüfung sind Abnah-
meprüfzeugnisse nach ÖNORM EN 10204 
vorzulegen. 
 
2.92 Wiederverwendung des Fördersei-
les 
Der betriebssichere Zustand des wieder 
zur Verwendung gelangenden Förder-
seiles ist durch eine zerstörungsfreie 
Untersuchung einer akkreditierten Prüf-
stelle nachzuweisen. Ein entsprechendes 
Prüfzeugnis samt Gutachten ist im Zuge 
der Vorerhebungen des Betriebsbe-
willigungsverfahrens vorzulegen. 
 
2.93 Wiederverwendung von Rollenbat-
terien, Rissprüfung Bolzen 
Zehn Prozent der Bolzen aller wieder zur 
Verwendung gelangenden Rollenbatterien 
sind auf Rissbildung zu untersuchen. 
Hierüber ist ein Abnahmeprüfzeugnis nach 
ÖNORM EN 10204 vorzulegen. 
 
2.94 * Wiederverwendung von mecha-
nischen Altbauteilen, allg. 
Die von der *** wieder zur Verwendung 
gelangenden Anlageteile sind von einer 
Fachfirma zu warten und auf deren ord-
nungsgemäßen und betriebssicheren Zu-
stand zu kontrollieren. Hierüber ist ein 
Werksprüfzeugnis nach ÖNORM EN 
10204 vorzulegen. 
 
2.95 * Weiterverwendete Hochbauteile 
Alle weiterverwendeten Hochbauteile der 
*** sind von einem dazu befugten Zivil-
techniker auf Gebrauchstauglichkeit zu 
überprüfen. Der diesbezügliche Prüfbe-
richt hat auch auf allenfalls notwendige 
Sanierungsmaßnahmen einzugehen. 
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3. Spanneinrichtung, Hydraulik, Notan-
trieb 
 
3.00 Hubbegrenzung Spanngewicht - 
Überwachungsschalter 
Die Begrenzung des Weges der Spann-
einrichtung muss durch Hubbegrenzung 
des Spanngewichtes erfolgen. Ausrei-
chend vor den Endlagen der Spann-
einrichtung sind Überwachungsschalter 
anzubringen. 
 
3.01 Hydraulische Spanneinrichtung, 
Versetzmöglichkeit 
Entsprechend jeder Befestigungsmöglich-
keit des Spannwagens an der Kolben-
stange sind Grenzlagenschalter anzu-
bringen bzw. Befestigungsmöglichkeiten 
für die Schalter vorzusehen. Die Zuord-
nung zwischen den Befestigungsmöglich-
keiten des Spannwagens und den Grenz-
lagenschaltern bzw. deren Befestigungs-
möglichkeiten muss dauerhaft und optisch 
erkennbar sein. 
 
3.02 Hydraulische Spanneinrichtung, 
Spannkraftanzeige 
Das Anzeigeinstrument für die Seilspann-
kraft ist so anzuordnen, dass es ohne 
Hilfsmittel ablesbar ist. 
 
3.03 Hydraulische Spanneinrichtung, 
Bedienungs- und Prüfanleitung 
Eine Bedienungs- und Prüfanleitung für 
die Drucküberwachung der hydraulischen 
Spanneinrichtung ist aufzustellen und in 
der Spannstation aufzulegen. 
 
3.04 Hydraulische Spanneinrichtung, 
Berechnung des Betriebsdruckes 
Es ist die Berechnung bzw. eine Bestäti-
gung der Herstellerfirma der Spannhyd-
raulik über den in der Hydraulikanlage 
erforderlichen Druck vorzulegen, der für 
die Erzielung der Grundspannkraft not-
wendig ist. 
 
3.05 Hydraulische Spanneinrichtung, 
Abstützmöglichkeit für Wartung 
Für die Durchführung von Instandhal-
tungsarbeiten an der Spannvorrichtung 
sind Abstützmöglichkeiten auszuführen 

und die notwendigen Hilfsmittel bereit-
zustellen. 
 
3.06 Ölauffangtassen, Spritzschutz 
Es sind Einrichtungen vorzusehen, die das 
Verschmutzen des Antriebsscheiben-
futters und von Bremsflächen durch Hyd-
rauliköl oder Schmiermittel verhindern (Öl-
auffangtassen, Spritzschutz). 
 
3.07 Bremshydraulik, Blockieren im 
Rücklauf 
In den Rückleitungen der Hydraulikein-
richtung für die Antriebsbremsen vor-
handene Bauelemente, wie z.B. Ölfilter, 
welche zu einem Blockieren führen könn-
ten, sind so auszuführen, dass auch bei 
einem allfälligen Versagen dieser Ele-
mente ein ungehinderter Rücklauf der 
Hydraulikflüssigkeit gewährleistet ist. 
 
 
 
 
3.08 Regelung und Überwachung der 
Spannhydraulik 
Die für die Regelung und die Überwa-
chung der Seilspannkraft erforderlichen 
Messgrößen sind durch voneinander 
unabhängige Einrichtungen zu erfassen 
und zu verarbeiten. 
 
3.09 * Spezifikation der Messkette zur 
Regelung der Spannhydraulik 
Die gerätetechnischen Spezifikationen 
(Beschreibung der Wirkungsweise, Anga-
ben der Messgenauigkeit, Einsatzbereich 
usw.) der Messgeräte zur Erfassung und 
Verarbeitung der Messgrößen zur */Über-
wachung und Regelung der Grundspann-
kraft im */Zug/Förderseil sind den Unterla-
gen nach Auflage 1 beizulegen. 
 
3.10 Notantrieb - Fahrgeschwindigkeit 
1,0 m/s 
Die mit dem Notantrieb erzielbare Fahr-
geschwindigkeit darf 1,0 m/s nicht über-
schreiten. 
 
3.11 Notantrieb - Nullstellung zwischen 
Vor- und Rückwärtsfahren 
Das Betätigungselement für das Fahren 
mit dem Notantrieb ist mit einer ausge-

prägten Nullstellung zwischen Vor- und 
Rückwärtsfahrt auszubilden. 
 
3.12 Notantrieb - Notsteuerstelle bei 
Ausfall der Fernbedienung 
Die Funktionstauglichkeit des Notantriebes 
ist auch bei Ausfall der elektrischen Steue-
rung sicherzustellen; dazu ist eine Not-
steuerstelle einzurichten. Ein Starten des 
Notantriebsmotors und der Betrieb des 
Notantriebes müssen auch bei Ausfall der 
elektrischen Steuerung möglich sein. 
 
3.13 * Notantrieb - Ausrüstung des 
Bedienungsstandortes 
Beim Bedienungsstandort des Notan-
triebes *und bei der Notsteuerstelle* müs-
sen eine Signaleinrichtung zum Empfang 
von optischen und akustischen Abstell-
befehlen, eine Anschluss- und Abstellmög-
lichkeit für den Betriebsfernsprechapparat 
und eine Notbeleuchtung vorhanden sowie 
die Signalordnung angeschlagen sein. 
 Am Bedienungsstandort des Notan-
triebes ist weiters im Handbereich des 
Maschinisten eine mechanische Auslöse-
möglichkeit für die Sicherheitsbremse 
(roter Handhebel mit Kennzeichnung der 
Betätigungsrichtung) und im unmittelbaren 
Sichtbereich des Maschinisten eine Mel-
delampe “Sicherheitsbremse zu” an-
zuordnen. 
 
3.14 Notantrieb - Sicht vom Bedie-
nungsstandplatz 
Vom Bedienungsstandort des Notan-
triebes muss Sicht auf die Ein- und Aus-
fahrt und auf den Weitertransport der 
Fahrbetriebsmittel in der Station bestehen. 
Weiters soll die Verkehrsabwicklung beob-
achtet werden können. Ist dies nicht mög-
lich, so sind betriebliche Maßnahmen 
dafür vorzusehen und in der Betriebs-
vorschrift festzuhalten (z.B. zusätzliches 
Personal, Verständigungsmöglichkeit). 
 
3.15 * Notantrieb - Bedienungsanleitung 
Beim Bedienungsstandort des Notan-
triebes ist eine Bedienungsanleitung für 
die Inbetriebsetzung des Notantriebes, für 
das Fahren mit dem Notantrieb, für das 
Trennen der Antriebsscheibe*, für das 
Manövrieren unter Schwerkraftwirkung* 
und für die Maßnahmen, die bei Ausfall 

der elektrischen Steuerung des Notantrie-
bes zu ergreifen sind,* aufzulegen. Die 
Bedienungsanleitung hat auch auf Funkti-
onskontrollen von Sicherheitseinrichtun-
gen (z.B. Seillage) und auf die betrieblich 
notwendigen Maßnahmen hinzuweisen. 
 
3.16-a Notantrieb - Betriebsvorschrift - 
Auslegung auf Dauer oder fürs Leerfah-
ren 
In die Betriebsvorschrift ist eine Be-
stimmung aufzunehmen, ob mit dem 
Notantrieb auf Grund der Dimensionierung 
seiner Bauteile nur ein Leerfahren der 
Strecke oder ein Betrieb von längerer 
Dauer zulässig ist; im zweiten Fall ist auch 
die zulässige Zeitdauer anzugeben. 
 
3.16-b * Notantrieb - Auslegung auf 
Dauer bei Räumen einer Station 
Bei der Dimensionierung der Bauteile des 
Notantriebes*, insbesondere des Zahn-
kranzes an der Antriebsscheibe samt 
Antriebsritzel,* ist zu berücksichtigen, dass 
neben dem Leerfahren der Strecke auch 
ein Räumen der ***station und daher mit 
dem Notantrieb ein Betrieb von längerer 
Dauer möglich sein muss. 
 
3.17 * Notantrieb - Einrichtungen für 
Betriebsart mit und ohne Kuppelüber-
wachung 
Ist beim Fahren mit dem Notantrieb ein 
Zusteigen von Fahrgästen vorgesehen, so 
müssen in der Abfahrtsstation an den 
ausfahrenden Fahrbetriebsmitteln der 
Kuppelvorgang (Klemmkraftprüfung, geo-
metrische Kontrollen) sowie bei geschlos-
senen Fahrbetriebsmitteln auch der ge-
schlossene Zustand der Wagentüren 
überwacht werden. Dazu müssen die 
entprechenden Überwachungseinrichtun-
gen aktiviert sein. 
 Am Betriebsartenwahlschalter für 
den Notantrieb sind Schaltstellungen für 
die Betriebsarten 
- “Notantrieb mit Kuppelüberwachung” 

(die obigen Überwachungseinrichtun-
gen sind aktiviert) und 

- “Notantrieb ohne Kuppelüberwa-
chung” (die obigen Überwachungsein-
richtungen sind deaktiviert) 

einzurichten. 
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 Anmerkung: Auflage gilt nicht für 
„System Doppelmayr“ 
 
3.18 * Notantrieb - Betriebsvorschrift - 
Betriebsarten 
In die Betriebsvorschrift ist eine Bestim-
mung aufzunehmen, dass beim Fahren 
mit dem Notantrieb ein Zusteigen von 
Fahrgästen nur in der Betriebsart “Notan-
trieb mit Kuppelüberwachung” und nur in 
jener Station, in der die Einrichtungen zur 
Überwachung des Kuppelvorganges ak-
tiviert sind, zulässig ist, soferne dies auch 
auf Grund der Dimensionierung des Not-
antriebes möglich ist.  
 Weiters ist eine Bestimmung aufzu-
nehmen, dass beim Fahren mit dem Not-
antrieb in der Betriebsart “Notantrieb ohne 
Kuppelüberwachung” *sowie in der Be-
triebsart “Notantrieb mit Kuppelüber-
wachung” in jener Station, in der die Ein-
richtungen zur Überwachung des Kuppel-
vorganges deaktiviert sind,* die die Station 
verlassenden Fahrbetriebsmittel leer sein 
müssen. Jedes dieser ausfahrenden Fahr-
betriebsmittel ist augenscheinlich zu kon-
trollieren, ob der Klemmapparat geschlos-
sen ist. Zu diesem Zweck hat sich ein Be-
diensteter am Podest der jeweiligen Ein-
kuppelstelle aufzuhalten. Bei Fehlzustand 
eines Klemmapparates ist sofort die Still-
setzung der Seilbahn zu veranlassen. 
 
3.19 Notantrieb - Betriebsvorschrift - 
Information bei Notantriebsfahren 
In die Betriebsvorschrift ist eine Bestim-
mung aufzunehmen, dass der Maschinist 
vor dem Fahren mit dem Notantrieb alle 
Stationen über die gewählte Notantriebs-
Betriebsart informieren muss. 
 
3.20 Notantrieb - Betriebsvorschrift - 
Maschinist am Steuerplatz 
In die Betriebsvorschrift ist eine Bestim-
mung aufzunehmen, dass beim Fahren 
mit dem Notantrieb unabhängig von des-
sen Betriebsart der Maschinist den Steu-
erplatz für den Notantrieb nicht verlassen 
darf. *Beim Betrieb von der Notsteuerstelle 
aus muss auch der Bedienungsstandort 
des Notantriebes dauernd besetzt und 
eine Verständigungsmöglichkeit zwischen 
Bedienungsstandort und Notsteuerstelle 
gegeben sein.* 

 
3.30 erweiterter Notantrieb 
Für die vorgesehene Betriebsart beim 
Fahren mit dem Notantrieb, bei der ein 
selbsttätiges Stillsetzen des Notantriebes 
und Einfallen der Sicherheitsbremse vor-
gesehen ist, sind die Anforderungen der 
Richtlinie vom Oktober 1999, Zl. 
277.030/3-II/C/17-1999, insbesondere 
deren Abschnitt 3 einzuhalten. 
 Die Betriebsvorschrift ist ent-
sprechend Punkt 3.14 der erwähnten 
Richtlinie zu ergänzen. 
 
3.40 Lüften der Sicherheitsbremse nach 
einer mechanischen Auslösung 
Es ist schaltungsmäßig sicherzustellen, 
dass die Sicherheitsbremse bei der Rück-
stellung eines Handhebels für die Brems-
auslösung in die Betriebslage nicht selbst-
tätig gelüftet wird. 
 
 
 
 
4. Fahrbetriebsmittel, Strecke, Bergung 
 
4.00-a Wagenkasten, behördliche Über-
prüfung 
Die Wagenkasten müssen in unverplank-
tem Zustand einer behördlichen Überprü-
fung zugänglich gemacht werden. 
 
4.00-b Wagenkasten, behördliche 
Überprüfung bei bekannter Ausführung 
Konstruktive Änderungen am Wagen (z.B. 
Tragkonstruktion, Türmechanismus) ge-
genüber der bekannten Ausführung sind 
so zeitgerecht bekannt zu geben, dass mit 
Rücksicht auf den Liefertermin der Wagen 
allenfalls eine behördliche Überprüfung im 
Herstellerwerk vorgenommen werden 
kann. 
 
4.00-c Sesselkonstruktion, behördliche 
Überprüfung 
Im Hinblick auf die Funktionstauglichkeit 
der Fahrbetriebsmittel ist eine behördliche 
Kontrolle so zeitgerecht zu ermöglichen, 
dass allenfalls erforderliche Änderungen 
noch vor der Auslieferung berücksichtigt 
werden können. 
 

4.01-a Wagenkasten, keine splitternde 
Verglasung 
Zur Verglasung der Wagenkasten darf 
kein splitternder Werkstoff (keine scharf-
kantigen Bruchstücke) verwendet werden. 
 
4.01-b Sesselbahn, keine splitternde 
Verglasung der Verkleidung 
Für den Witterungsschutz der Fahrbe-
triebsmittel darf kein splitternder Werkstoff 
(keine scharfkantigen Bruchstücke) ver-
wendet werden. 
 
4.02 Sesselbahn, Ablagemöglichkeit für 
Skier 
Die Fahrbetriebsmittel sind mit Rücksicht 
auf die geplante Talbeförderung von Fahr-
gästen ohne angeschnallte Skier mit ge-
eigneten Ablagemöglichkeiten für die Skier 
auszurüsten. 
 
4.03-a Hinweise in den Wagen 
In den Wagen sind das zulässige Fas-
sungsvermögen bzw. die zulässige Nutz-
last und die für das Verhalten der Fahr-
gäste notwendigen Hinweise anzubringen. 
Für das Rauchverbot und das Verbot, 
Gegenstände aus dem Fenster zu werfen, 
sind Symbolschilder zu verwenden. 
 
4.03-b Hinweise in den Wagen bei be-
gleiterlosem Betrieb 
In den Wagen sind das zulässige Fas-
sungsvermögen bzw. die zulässige Nutz-
last und die für das Verhalten der Fahr-
gäste notwendigen Hinweise anzubringen. 
Für das Rauchverbot und das Verbot, 
Gegenstände aus dem Fenster zu werfen, 
sind Symbolschilder zu verwenden. Für 
begleiterlosen Betrieb sind die Hinweise 
für das Verhalten der Fahrgäste im Falle 
des Stillstandes der Seilbahn auch in 
Fremdsprachen anzubringen. 
 
4.04 Betätigungseinrichtungen in den 
Wagen 
Alle Betätigungseinrichtungen in den 
Wagen sind unmissverständlich und auch 
für die Erkennbarkeit bei Dunkelheit einzu-
richten. Sie dürfen keine unbeabsichtigte 
Betätigung gestatten. 
 
4.05 Wagenausrüstung 

Jede Wagenausrüstung hat einen Ret-
tungskasten für erste-Hilfe, eine windsi-
chere Notbeleuchtung, die notwendigen 
Bergeeinrichtungen und bei Betrieb mit 
einem Wagenbegleiter ein einsatzbereites 
Funkgerät zu beinhalten. 
 
4.06 Wagenausrüstung bei begleiterlo-
sem Betrieb 
Bei begleiterlosem Betrieb sind die Steu-
erpulte in den Wagen abzudecken. Die 
Betätigungsmöglichkeit der Ruf- und Ab-
stelltaste muss weiter gegeben sein. Die 
Sprechmöglichkeit über das Be-
triebstelefon muss aktiv bleiben. In der 
Nähe dieser Einrichtungen ist auf das 
Verbot der missbräuchlichen Betätigung 
hinzuweisen. 
 
4.07 Handgriff für Tragseilbremse 
Der Handgriff für die Auslösung der Trag-
seilbremse im Wagen ist rot zu kenn-
zeichnen. Durch Anschlag ist auf das Ver-
bot der missbräuchlichen Betätigung 
hinzuweisen. 
 
4.08 Tragseilbremse, Abziehkraftprü-
fung 
Sollte die Abziehkraft der Tragseilbremsen 
bereits im Herstellerwerk festgestellt wer-
den, ist die Seilbahnbehörde zeitgerecht 
von diesen Versuchen zu benachrichtigen. 
 
4.10-a Sesselbahn, Mindestbodenab-
stände 
Der zulässige Mindestbodenabstand von 
1,5 m ist einzuhalten. Streckenbereiche 
mit weniger als 2,5 m Bodenabstand, bzw. 
im Fahrbereich von Pistenfahrzeugen 
4,0 m Bodenabstand, sind einzuzäunen. 
Als Bodenabstand ist hiebei der lotrecht 
gemessene Abstand zwischen dem tiefst-
gelegenen bewegten Teil des Fahr-
betriebsmittels (z.B. Fußraster, Schispitze 
1,5 m unter der Sitzfläche) und dem Ge-
lände (bei Schneelage zur Schnee-
oberfläche) zu verstehen. 
 
4.10-b EUB, Pendelbahn, Mindestbo-
denabstände 
Der zulässige Mindestbodenabstand von 
1,5 m ist einzuhalten. Streckenbereiche 
mit weniger als 2,5 m Bodenabstand, bzw. 
im Fahrbereich von Pistenfahrzeugen 
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4,0 m Bodenabstand, sind einzuzäunen. 
Als Bodenabstand ist hiebei der lotrecht 
gemessene Abstand zwischen dem tiefst-
gelegenen bewegten Teil des Fahrbe-
triebsmittels und dem Gelände (bei 
Schneelage zur Schneeoberfläche) zu 
verstehen. 
 
4.11 Sesselbahn, größtzulässiger Bo-
denabstand 
In die Betriebsvorschrift ist eine Bestim-
mung aufzunehmen, dass bei Fahrgast-
verkehr die zur Einhaltung des größten 
zulässigen Bodenabstandes von 18 m er-
forderliche Schneehöhe auf der Strecke 
vorhanden sein muss. 
 
4.12 * Sesselbahn, Dammschüttung 
Die zur Erhaltung des größtzulässigen 
Bodenabstandes von *** m erforderliche 
Dammschüttung auf der Strecke ist herzu-
stellen.* Die im Betrieb zu erwartende 
Schneehöhe von *** m kann dabei in 
Rechnung gestellt werden.* Die Kronen-
breite des Dammes muss mindestens der 
Fahrzeugbreite im unausgelenkten Zu-
stand entsprechen. 
 
4.13-a * Sesselbahn, Schutznetz Last-
annahmen 
Bei dem im Feld ** vorgesehenen Schutz-
netz ist für Seile und sonstige tragende 
Bauteile eine Bruchsicherheit von 1,2 an-
zunehmen. Die Schneelast ist mit 10 % 
des gemäß ÖNORM B 4013 anzuneh-
menden Wertes in Rechnung zu setzen. 
Die Maschenweite des Netzes darf 15 cm 
nicht überschreiten. Es sind Vorkehrungen 
zu treffen, dass für den Bergefall ein be-
gehbarer und zumindest einseitig mit 
Seilsicherung versehener Steg zur Ver-
fügung steht. 
 
4.13-b * Sesselbahn, Schutznetz Last-
annahmen, betrieblich leicht erreichbar 
Bei dem im Feld ** vorgesehenen Schutz-
netz ist für Seile und sonstige Bauteile 
eine Bruchsicherheit von 1,2 anzunehmen. 
Die Schneelast ist mit 5 % des gem. 
ÖNORM B 4013 anzunehmenden Wertes 
in Rechnung zu setzen, wenn durch be-
triebliche Maßnahmen eine Beschränkung 
auf diesen Wert sichergestellt ist; dies-
bezüglich sind Bestimmungen in die Be-

triebsvorschrift aufzunehmen. Die Ma-
schenweite des Netzes darf 15 cm nicht 
überschreiten. Es sind Vorkehrungen zu 
treffen, dass für den Bergefall ein begeh-
barer und zumindest einseitig mit Seilsi-
cherung versehener Steg zur Verfügung 
steht. 
 
4.14 Sesselbahn, Schutznetzbreite 
Die Breite des Schutznetzes ist so zu 
wählen, dass sich ein um 20 % ausgelenk-
ter Sessel zur Gänze oberhalb des 
Schutznetzes befindet. 
 
4.20 * Kreuzungen, Verkehrszeichen 
Beiderseits der Kreuzungsstelle der Tras-
se mit ** sind Gefahrenzeichen gemäß 
§ 50, Ziff. 16, der Straßenverkehrsordnung 
"Andere Gefahren" mit der Zusatztafel 
"Seilbahn" aufzustellen. 
 
 
 
 
4.21 Mindestbodenabstand über Ver-
kehrsbereichen 
Verkehrsbereiche (Fahrwege, Zufahrten, 
Parkplatz) unterhalb der Seilbahn müssen 
einen Mindestbodenabstand von 5,0 m im 
Stützennahbereich und von 5,5 m im 
freien Seilfeld aufweisen. Andernfalls ist 
der Verkehrsbereich so abzugrenzen bzw. 
abzusichern, dass das Befahren mit Fahr-
zeugen, die einen Abstand von 0,5 m 
(Stützennähe) bzw. 1,0 m (freies Seilfeld) 
zum tiefstgelegenen bewegten Teil des 
Fahrbetriebsmittels in ungünstigster Stel-
lung unterschreiten, verhindert wird. Zu-
sätzlich ist die zulässige Durchfahrtshöhe 
zu beschildern. 
 
4.22 * Stützen, Anprall von Straßenfahr-
zeugen 
Die Stütze ** ist durch Errichtung geeig-
neter Konstruktionen (z.B. Leitschienen) 
vor Anprall von Straßenfahrzeugen zu 
schützen. 
 
4.30-a Windmesseinrichtung allgemein 
In jenem Bereich der Trasse, in dem die 
größte Windeinwirkung zu erwarten ist, ist 
eine Messeinrichtung für Windgeschwin-
digkeit und Windrichtung anzuordnen; in 
der Antriebsstation ist eine optische An-

zeige und eine akustische Windwarnung 
einzurichten. 
 
4.30-b * Windmesseinrichtung bei ver-
kleideten Sesselbahnen 
(14m/s allgemein, 16m/s für spez. Gi-
rak-4er Sessel Zl. 277.047) 
In jenem Bereich der Trasse, in dem die 
größte Windeinwirkung zu erwarten ist, ist 
eine Messeinrichtung für Windge-
schwindigkeit und Windrichtung anzuord-
nen; in der Antriebsstation ist eine opti-
sche Anzeige und eine akustische Wind-
warnung einzurichten, deren Grenzwert in 
Längsrichtung auf max. ** m/s einzustellen 
ist. 
 
4.30-c * Windmesseinrichtung bei v > 
5,0 m/s 
In jenen Bereichen der Trasse, wo die 
größte Windeinwirkung zu erwarten bzw. 
es laut Gutachten des ***, GZ. *** , vom 
***, über das Gefährdungspotential bei 
Fahrgeschwindigkeiten über 5,0 m/s erfor-
derlich ist, sind Messeinrichtungen für die 
Windgeschwindigkeit und zumindest in 
einem der Bereiche auch für die Windrich-
tung anzuordnen; in der Antriebsstation ist 
eine optische Anzeige und eine akustische 
Windwarnung einzurichten. Bei der Ein-
stellung der Ansprechwerte der Windwar-
nung ist auf den im vorgenannten Gut-
achten angeführten Betriebswindwert zu 
achten. 
 
4.40 Bruchstäbe Einstellwerte bei v > 
5,0 m (Blockierüberwachung) 
Die Einstellwerte für die Bruchstäbe zur 
Überwachung der Höhenlage des Förder-
seiles an den einlaufseitigen Seilrollen auf 
den Stützen sind zu kontrollieren. Die 
Ergebnisse sind in einer Aufstellung zu-
sammenzufassen; diese Tabelle ist an-
lässlich des Betriebsbewilligungsver-
fahrens vorzulegen. 
 
4.50 Rollenbatterien - Drehfreiheit 
Im Zuge der Detailplanvorlage ist nachzu-
weisen, dass durch die Drehbegrenzung 
von Teilen der Rollenbatterien die betrieb-
lich notwendige Bewegungsmöglichkeit 
nicht eingeschränkt wird. Die möglichen 
und die betrieblich notwendigen (Seilrech-
nung) Auslenkungen der betreffenden 

Teile der Rollenbatterien sind einander 
gegenüberzustellen. 
 
4.60 Stützenpodeste - Freigängigkeits-
nachweise 
Im Zuge der Detailplanvorlage sind die 
Freigängigkeitsnachweise für die Fahrbe-
triebsmittel hinsichtlich der tatsächlichen 
Lage der Podeste an den Streckenbau-
werken zu ergänzen. 
 
4.70 Regelfahrten bei Dunkelheit 
Für Regelfahrten bei Dunkelheit sind 
nachfolgende Bedingungen einzuhalten: 
a) Das Lichtraumprofil der Fahrbe-

triebsmittel ist über die gesamte Seil-
bahntrasse durch ortsfeste Einrich-
tungen mit mindestens 3 lux auszu-
leuchten. 

b) Sämtliche Verkehrswege ein-
schließlich der Zu- und Abgänge der 
Stationen müssen durch ortsfeste Ein-
richtungen ausreichend beleuchtet 
sein. 

c) Für den Bergefall sind mobile Be-
leuchtungseinrichtungen in ausrei-
chender Anzahl und Leuchtstärke be-
reitzuhalten. 

d) Eine Bergeübung unter Beiziehung 
von Hilfskräften ist bei Dunkelheit 
durchzuführen; eine Niederschrift hier-
über ist vorzulegen. 

 
4.80 * Anzahl der Bergegeräte 
Zur Bergung der auf der Strecke befindli-
chen Fahrgäste im Falle der Unbeweglich-
keit der Seilbahn müssen mindestens *** 
Bergegeräte bereitgehalten werden. 
 
4.81 Bergesteige 
In Steilbereichen der Seilbahntrasse sind 
Bergesteige zu errichten, die das gefahr-
lose Verlassen der abgeseilten Personen 
aus dem unwegsamen Gelände ermögli-
chen. Zusätzlich sind bei der Bergeausrüs-
tung Seile zum Sichern der Personen 
beim Abtransport bereitzuhalten. 
 
4.90 * Bergewinde 
Für die Bergewinde gelten folgende Be-
dingungen: 
*) Die Bergewinde, ihre Befestigung und 

die Einrichtungen zur Führung des 
Windenseiles sind in den Unterlagen 
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gemäß Auflage 1 zu berücksichtigen. 
Für die Bergewinde sind eine Zu-
sammenstellungszeichnung und ein 
Datenblatt mit den maßgebenden 
Kenngrößen ausreichend. 

*) Die Bergewinde muss den Normen 
ÖNORM M 9600 und ÖNORM M 
9603 entsprechen. Dies ist durch ein 
Abnahmeprüfzeugnis eines dazu be-
fugten Ziviltechnikers, einer akkredi-
tierten Prüf- bzw. Überwachungsstelle 
oder eines Amtssachverständigen zu 
belegen. 

*) Die projektsgemäße Ausführung des 
Windenseiles ist durch ein Werks-
zeugnis gemäß ÖNORM EN 10204 zu 
belegen, in dem jedenfalls die tat-
sächlich ermittelte längenbezogene 
Seilmasse und die Strangbruchlast 
angegeben sein müssen. 

*) Hinsichtlich Überwachung, Wartung 
und zulässiger Aufliedauer des Win-
denseiles gelten die Bestimmungen 
der Drahtseilbedingnisse DSB 1973, 
3. Auflage 1980. Eine diesbezügliche 
Bestimmung ist in die Betriebs-
vorschrift aufzunehmen. 

*) Die Bergewinde ist in den Anleitungen 
für die Bedienung und Instandhaltung 
der Seilbahn zu berücksichtigen. 

*) Die Einsatzbereitschaft und Funkti-
onstauglichkeit der Bergewinde ist im 
Zuge des Probebetriebes zu kontrol-
lieren. 

*) Der Einsatz der Bergewinde ist im 
Bergeplan zu berücksichtigen. 

 
 
5. Fahrgastförderband 
 
5.00 * Anforderungen 
Bei der Ausführung des Fahrgast-
förderbandes in Art eines Fahrsteiges sind 
folgende Bedingungen einzuhalten: 
*) Unmittelbar nach der selbsttätigen 

Zugangssteuerung sind im Bereich 
des Überganges von der Zufahrt zum 
Fahrgastförderband unter Bedacht-
nahme auf das Lichtraumprofil der 
Fahrbetriebsmittel (Mindestabstand 
von 0,50 m zum lotrecht hängenden 
Fahrbetriebsmittel) beidseits stand-
feste Leiteinrichtungen mit Handlauf 
und Fußleiste anzubringen. 

*) Zur Verhinderung des seitlichen 
Verlaufens des Fahrgastförderbandes 
sind geeignete Einrichtungen vorzu-
sehen. 

*) Die Zugangssteuerung ist so auszu-
führen, dass ein selbsttätiges Öffnen 
der Schranken nur dann erfolgt, wenn 
sich zumindest ein Fahrgast in Warte-
position (Bereich ca. 0,5 m vor der 
Schranke) befindet. 

*) Die Breite des Förderbandes muss 
der Sitzbankbreite des Fahr-
betriebsmittels zuzüglich beidseitig 
ca. 0,15 m entsprechen. 

*) Bei der Ausführung des Fahr-
gastförderbandes ist darauf Bedacht 
zu nehmen, dass ein Einklemmen von 
allenfalls gestürzten Fahrgästen zwi-
schen Förderband und Konstruktions-
teilen oder Abdeckungen vermieden 
wird. 

*) Bei Rückwärtsfahrt der Seilbahn ist 
sicherzustellen, dass das Fahrgastför-
derband stillsteht. 

*) Im Bereich des Zuganges zur Eins-
teigstelle in der Talstation ist auf die 
besondere Art des Einsteigens durch 
Symbole hinzuweisen. 

*) In die Bedienungs- und War-
tungsanleitung für die Seilbahn ist 
auch das Fahrgastförderband mit ein-
zubeziehen. 

*) Es ist durch mechanische Maß-
nahmen sicherzustellen, dass bei Ab-
schaltung bzw. Ausfall des Antriebes 
des Fahrgastförderbandes dessen 
Stillsetzung mit einer den Fahrgästen 
zumutbaren Verzögerung (Richtwert 
0,5 m/s²) erfolgt. 

*) Es ist schaltungmäßig sicherzustellen, 
dass in der Stellung "offen" des Wahl-
schalters für die Zugangssteuerung 
nur ein Betrieb "ohne Fahrgastförder-
band" möglich ist. 

*) In die Betriebsvorschrift sind Bestim-
mungen über betriebliche Ersatzmaß-
nahmen bei Ausfall des Fahrgastför-
derbandes oder der Zugangssteue-
rung aufzunehmen (wie Verringerung 
der Fahrgeschwindigkeit, Steuerung 
des Zuganges durch einen zusätzli-
chen Betriebsbediensteten, Verbesse-
rung des Gleitens am Fahrgastför-
derband durch eine Schneeauflage). 

*) In den Anleitungen für die Bedienung 
und Instandhaltung der Seilbahn ist 
die größtzulässige Spaltweite zwi-
schen der Abschlussleiste am Ende 
des Fahrgastförderbandes und dem 
Förderband anzugeben (max. 4 mm). 

 
 
6. Stationsbauwerke 
 
6.00 Leiteinrichtungen und Fahrgast-
hinweise 
Die zur Lenkung des Fahrgaststromes not-
wendigen Leiteinrichtungen sind zu errich-
ten. Hinweise für das Verhalten der Fahr-
gäste sind anzubringen. Soferne die Nor-
men ÖNORM S 4610 und ÖNORM 
S 4614 für die Fahrgasthinweise Symbole 
vorsehen, sind diese anzuwenden. 
 
6.01 Breite der Fahrgastwege 
Fahrgastwege sind, ausgenommen Kon-
trollbereiche, mit einer freien Durchgangs-
breite von mind. 1,25 m anzulegen. 
 
6.02-a Absturzsicherung 
Absturzgefährdete Verkehrsflächen für 
Fahrgäste (mögliche Fallhöhe größer als 
1 m) sind mit standfesten, mindestens 1 m 
hohen Geländern als Absturzsicherung zu 
versehen. Die Geländer sind derart aus-
zubilden, dass sie auch den Absturz von 
Kindern zuverlässig verhindern können. 
Horizontale Sprossen, die ein Aufklettern 
ermöglichen, sind nicht zulässig. Eine 
größte Spaltweite von 12 cm darf nicht 
überschritten werden. 
 
6.02-b Absturzsicherung (Standsb. und 
Pendelb.) mit Fahrgastbereitstellung 
Absturzgefährdete Verkehrsflächen für 
Fahrgäste (mögliche Fallhöhe größer als 
1 m) sind mit standfesten, mindestens 1 m 
hohen Geländern als Absturzsicherung zu 
versehen. Die Geländer sind derart aus-
zubilden, dass sie auch den Absturz von 
Kindern zuverlässig verhindern können. 
Horizontale Sprossen, die ein Aufklettern 
ermöglichen, sind nicht zulässig. Eine 
größte Spaltweite von 12 cm darf nicht 
überschritten werden. Im Haltebereich der 
Fahrbetriebsmittel sind bewegliche Ab-
schrankungen vorzusehen, die den Anfor-

derungen an standfesten Geländern sinn-
gemäß entsprechen. 
 
6.02-c Absturzsicherung (Standsb. und 
Pendelb.) ohne Fahrgastbereitstellung 
Absturzgefährdete Verkehrsflächen für 
Fahrgäste (mögliche Fallhöhe größer als 
1 m) sind, ausgenommen im Haltebereich 
der Fahrbetriebsmittel, mit standfesten, 
mindestens 1 m hohen Geländern als 
Absturzsicherung zu versehen. Die Gelän-
der sind derart auszubilden, dass sie auch 
den Absturz von Kindern zuverlässig 
verhindern können. Horizontale Sprossen, 
die ein Aufklettern ermöglichen, sind nicht 
zulässig. Eine größte Spaltweite von 
12 cm darf nicht überschritten werden. 
 
6.10 Sesselbahn, Ein- und Aussteige-
höhen 
Der lotrechte Abstand vom Sesselsitz zur 
Verkehrsfläche darf an den Ein- und Aus-
steigstellen nicht weniger als 0,50 m und 
nicht mehr als 0,60 m betragen. 
 
6.11 * Sesselbahn, Langsamfahrstufe 
bei Ausstieg von Fußgängern 
Für den Ausstieg von Fußgängern in der 
****station ist eine Langsamfahrstufe mit 
einer Förderseilgeschwindigkeit von 
max. *** m/s vorzusehen. 
 
6.12 * Sesselbahn, Langsamfahrstufe 
bei Einstieg von Fußgängern 
Für den Einstieg von Fußgängern in der 
****station ist eine Langsamfahrstufe mit 
einer Förderseilgeschwindigkeit von 
max. *** m/s vorzusehen. 
 
6.13 Sesselbahn, Absperrung zwischen 
Ein- und Ausfahrt 
Über die gesamte Sicherheitsstrecke im 
Anschluss an die Einsteigstelle ist eine 
mittlere Seitenbegrenzung vorzusehen. 
 
6.14 Sesselbahn, Abdeckung für An-
kerschrauben und Fundamentoberteil 
Die Ankerschrauben und der Fun-
damentoberteil der Stationssteher sind so 
abzudecken, dass Verletzungen allenfalls 
gestürzter Fahrgäste vermieden werden. 
 
6.15 Sesselbahn, Talstation - Ausfüh-
rung der Sicherheitsstrecke 
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Die an die Einsteigstelle in der Talstation 
anschließende Sicherheitsstrecke ist min-
destens mit der Breite der um 1 m bei-
derseits vergrößerten Fahrzeugsbreite 
auszuführen und bahnaußenseitig mög-
lichst flach abzuböschen. Eine entspre-
chende Entwässerung ist einzurichten. 
 
6.16 * Sesselbahn, Fangeinrichtung 
Die Fangeinrichtung im Anschluss an die 
Sicherheitsstrecke in der ****station ist als 
mindestens 2,5 m weit auskragende Netz-
konstruktion auszubilden. Zwischen Ses-
selsitz und festen Konstruktionsteilen der 
Fangeinrichtung muss ein Mindestabstand 
von 1,5 m eingehalten sein. 
 
6.17 Sesselbahn, gleitsichere Verkehrs-
flächen 
Die Verkehrsflächen für Fußgänger sind - 
soweit diese nicht auch von Fahrgästen 
mit angeschnallten Wintersportgeräten 
benützt werden - gleitsicher auszuführen. 
 
6.18 Sesselbahn, Fußgänger keine 
Kreuzung mit Abfahrtsrampe 
Durch Leiteinrichtungen ist vorzusorgen, 
dass zu- oder abgehende Fahrgäste 
(Fußgänger) nicht die Schiabfahrtsrampe 
kreuzen. 
 
6.19 Sesselbahn, Verkleidung der 
Lichtschranken 
Die Halterungen der Lichtschranken für 
die Schließeinrichtung der Witterungs-
schutzhauben sind so abzudecken, dass 
Verletzungen allenfalls gestürzter Fahr-
gäste vermieden werden. 
 
6.20 Sesselbahn, Bergstation, glatte 
Flächen, Abfahrtsrampe 
Seitliche Abgrenzungen, Geländer oder 
Seitenflächen im Bereich der Abfahrts-
rampe von der Aussteigstelle der Berg-
station sind so weit glattflächig aus-
zubilden, dass ein Hängenbleiben mit den 
Schispitzen ausgeschlossen ist. 
 
6.30 EUB, Abgrenzung zwischen Ein- 
und Aussteigbereich 
Die Ein- und Aussteigbereiche in den 
Stationen sind mittels Abgrenzungen von-
einander zu trennen. 
 

6.31 EUB, Abdeckung von Bodenfüh-
rungen 
Bodenführungen für die Fahrbetriebsmittel 
im Bereich von Verkehrsflächen für Fahr-
gäste müssen mit gleitfesten und stolper-
sicheren Abdeckungen versehen sein. 
 
6.40 * Stationsüberdachung 
Die Stationsüberdachung im Bereich *der 
Ein- und Ausfahrt der Fahrbetriebsmittel 
sowie im Bereich* von Verkehrsflächen ist 
so auszuführen, dass Personen durch 
Dachwässer oder abrutschenden Schnee 
nicht in Mitleidenschaft gezogen werden. 
 
 
 
6.41 Sonnenblende im Führerraum und 
Dienstraum 
Die Fenster des Führerraumes und des 
Dienstraumes sind erforderlichenfalls mit 
einer Sonnenblende auszustatten, um ein 
einwandfreies Erkennen der optischen 
Anzeigen am Schaltschrank zu ermögli-
chen. 
 
6.42 Türe zum Antriebsraum sichern 
Die Türe zum Antriebsraum ist gegen 
Zutritt Unbefugter zu sichern (z.B. Tür-
knauf). 
 
6.43 Kennzeichnung der Schalter 
Die Überwachungsschalter entlang der 
Hauptfahrbahnen sind gut sichtbar und 
dauerhaft zu bezeichnen. 
 
6.44 * Sesselbahn, Arbeitsplatz innen - 
Erkennbarkeit 
Die Erkennbarkeit des *Stationsbe-
diensteten*Maschinisten* am Arbeitsplatz 
im *Dienst*Führer*raum muss stets gege-
ben sein. Zur Anpassung an die Tages-
lichtverhältnisse ist eine Beleuchtungsein-
richtung so anzuordnen, dass Blendungen 
des Bediensteten und Spiegelungen in 
den Glasscheiben vermieden werden. 
Erforderlichenfalls ist zur Gewährleistung 
der Sicht vom Fahrgast zum Bediensteten 
blendfreies Glas vorzusehen. 
 
6.45 *  Sesselbahn, Arbeitsplatz innen - 
Bedienungseinrichtungen 
Beim Arbeitsplatz im *Dienst*Führer*raum 
müssen die Bedienungseinrichtungen, der 

Betriebsfernsprechapparat und allenfalls 
der postberechtigte Fernsprechapparat so 
angeordnet werden, dass deren Betäti-
gung und Benützung ohne Beeinträchti-
gung der Aufmerksamkeit für den Fahr-
gastverkehr möglich ist. 
 
6.46 Sesselbahn, Schranken > 0,5 m 
Abstand 
Bei der Anordnung des Zusteigeinteilers 
ist zu beachten, dass dieser auch in der 
Offenstellung mindestens 0,5 m Abstand 
zu den umlaufenden Fahrbetriebsmitteln 
aufweisen muss. 
 
 
 
6.47 Sesselbahn, Schließkraft der 
Schranken 
Die Schließkraft der Schranken des Zu-
steigeinteilers ist so zu begrenzen, dass 
die Kraft zu keiner Verletzung von Perso-
nen führen kann. 
 
6.48 Schutz der Abstelleinrichtungen 
im Fahrgastbereich 
Abstelleinrichtungen im Fahrgastbereich 
sind gegen unbeabsichtigte Betätigung zu 
schützen. 
 
6.49 * EUB, seitliche Freigängigkeit der 
Wagen im Stationsbereich 
Bei der Anordnung von Bedienelementen 
(z.B. Bahnsteigkästen, Schaltsäulen), Leit-
einrichtungen, Geländern und sonstigen 
Einrichtungen in Stationen ist zu beachten, 
dass diese gegenüber den Fahrbetriebs-
mitteln *unter Berücksichtigung betriebs-
mäßig offener Wagentüren und außen 
mitgeführter Wintersportgeräte* im Fahr-
gastbereich mindestens 1,25 m und im 
sonstigen Verkehrsbereich mindestens 
0,50 m Abstand aufweisen müssen. 
 
6.50 * EUB, Bodenfreiheit der Wagen 
bei Versagen der Federaufhängung 
Die Durchfahrt der Fahrbetriebsmittel in 
den Stationen muss auch bei allfälligem 
Versagen der *Luft*Hydraulik*federele-
mente an den Gehängen sichergestellt 
sein (Freigängigkeit gegenüber dem Bo-
den und ggfs. der Wagenführung). 
 

6.51 EUB, Führung der Fahrbetriebsmit-
tel 
Die sichere Führung der Fahr-
betriebsmittel muss auch im gesamten 
Ein- und Aussteigebereich, insbesonders 
bei den Weichen, gewährleistet sein. 
 
6.52 * Sesselbahn, eingeschränkte 
Talbeförderung 
Vor der Einsteigstelle der Bergstation ist 
der Hinweis anzubringen, dass */ nur jeder 
zweite / jeder Sessel / nur mit zwei Perso-
nen / besetzt werden darf. 
 
6.60 Zwangsweises Lösen der Klemm-
apparate in der Station 
An den Stationseinfahrten sind konstrukti-
ve Vorkehrungen zu treffen, welche bei 
nicht ordnungsgemäßem Auskuppeln 
eines Fahrbetriebsmittels ein unzulässiges 
Anheben des Förderseiles verhindern. 
 
6.61 Führungen bei Ein- und Ausfahrt 
35 % 
Die Führungen für die Fahrbetriebsmittel 
an den Stationsein- und -ausfahrten sind 
so auszubilden, dass die Fahrbetriebs-
mittel bis zu Auslenkungen von 35 % 
sicher erfasst werden. 
 
6.62 * Abstellgleis 
Das Abstellgleis *in der ***station* ist mit 
einer mechanischen Einrichtung zu verse-
hen, die eine ungewollte Annäherung 
eines abgestellten Fahrbetriebsmittels an 
die Hauptfahrbahn verhindert. 
 
6.63 Bahnhofstor bei automatischem 
Förderer 
Das Bahnhofstor ist in seiner offenen End-
lage verriegelbar auszuführen. Außerhalb 
der offenen Endlage muss ein motorischer 
Weitertransport von Fahrbetriebsmitteln im 
Torbereich ausgeschlossen sein. 
 
6.70 Schrägförderer 
Für geneigte Stetigförderer (Schräg-
förderer) zwischen Hauptfahrbahn und 
Abstellbahnhof gelten folgende Bedin-
gungen: 
a) Fahrbetriebsmittel müssen so geführt 

sein, dass ihre zur Mitnahme erforder-
liche Lage sichergestellt und ein Ent-
gleisen verhindert ist. 
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b) Werden die Zug- und Bremskräfte 
zwischen Fahrbetriebsmittel und För-
dereinrichtung mittels Kraftschluss 
(Reibung) übertragen, muss bei tro-
ckenen Verhältnissen eine mindes-
tens 2-fache Sicherheit gegen Durch-
rutschen eingehalten sein. 

c) Der Antrieb muss in der Regel mit 
einer mechanischen Bremse (Rei-
bung) ausgerüstet sein; bei Antrieb 
über ein selbsthemmendes Getriebe 
kann diese allenfalls entfallen. Die 
mechanische Bremse muss bei Ab-
schaltung oder bei Ausfall des An-
triebs selbsttätig wirksam werden und 
allein in der Lage sein, den 
Schrägförderer bei 1,25-facher Nenn-
last aus der größtmöglichen Ge-
schwindigkeit stillzusetzen sowie im 
Stillstand zu halten. Die Bremskraft 
muss durch geführte Druckfedern o-
der Gewichte erzeugt werden. Die Zu-
gänglichkeit für die Instandhaltung 
muss gegeben sein. Vorkehrungen 
zur Erprobung der Bremse sind vor-
zusehen. 

d) Bei Antrieb über ein selbsthem-
mendes Getriebe ist nachzuweisen, 
dass die Abschaltung oder der Ausfall 
des Antriebs keine unzulässigen Be-
anspruchungen und Bewegungen zur 
Folge haben können. 

e) Eine gefährliche Überschreitung der 
größten Nenngeschwindigkeit des 
Schrägförderers (Gefahr der Überlas-
tung von Bremsen, des Entgleisens 
von Fahrbetriebsmitteln etc.) muss 
unabhängig von der Bewegungsrich-
tung der Antrieb selbsttätig ab-
geschaltet und die mechanische 
Bremse wirksam werden.  

f) Ein Fahren mit dem Antrieb gegen 
eine fehlerweise geschlossene Brem-
se muss ausgeschlossen sein; dies ist 
zu überwachen. 

g) Nachweise über die ausreichenden 
Bemessung sind erforderlich für die 
Tragkonstruktion, für jene Bauteile, 
welche die Zug- und Bremskräfte 
übertragen, und für die mechanische 
Bremse. 

 
6.80 * Ein- und Ausfahrtsförderer, 
elektr. angetrieben und gesteuert 

*) Die größte auftretende Differenz-
geschwindigkeit an der Kuppelstelle 
zwischen der Seilgeschwindigkeit und 
der Geschwindigkeit des Ausfahrts-
förderers bei Ansprechen der Ge-
schwindigkeitsüberwachung des Aus-
fahrtsförderers ist zu ermitteln. Dabei 
ist die betrieblich mögliche ungüns-
tigste Verzögerung des Ausfahrts-
förderers anzunehmen. Die Verifizie-
rung der angenommenen Verzöge-
rungswerte für den Ausfahrtsförderer 
ist an der Seilbahn durchzuführen. 
Über die Ergebnisse ist ein Messpro-
tokoll vorzulegen. 

*) Die Aktivierung für die Gleich-
laufüberwachung zwischen Seil und 
Einfahrtsförderer für die Einfahrt des 
Folgewagens hat einerseits so spät zu 
erfolgen, dass gewährleistet ist, dass 
der Wagen vollständig den Einfahrts-
förderer verlassen hat, und dass dem 
Antrieb des Einfahrtsförderers die Zeit 
zur Verfügung steht, den Einfahrtsför-
derer wieder auf Seilfahrge-
schwindigkeit hochzufahren, und hat 
anderseits so früh zu erfolgen, dass 
der nächste ankommende Wagen mit 
der größtzulässigen Abstandsvermin-
derung bei nicht auf Seilfahrgeschwin-
digkeit hochgefahrenem Einfahrtsför-
derer rechtzeitig vor dem Einfahrtsför-
derer anhält. 

*) Die rechtzeitige Aktivierung der 
Gleichlaufüberwachung zwischen 
dem Förderseil und dem Einfahrtsför-
derer für den einfahrenden Wagen 
muss unabhängig vom Wagenstand 
des vorherfahrenden Wagens erfol-
gen. 

*) Die Geschwindigkeit des Einfahrts- 
und des Ausfahrtsförderers ist ent-
sprechend dem momentanen Stand 
des im Förderer befindlichen Wagens 
durch eine Rektifiziereinrichtung anzu-
passen. 

*) Die Nachweise des rechtzeitigen 
Anhaltens des Folgewagens vor dem 
Einfahrtsförderer bei Ansprechen der 
seilwegabhängigen Überwachung des 
Wagenstandes im Einfahrtsförderer 
sind aufgrund der tatsächlichen Anla-
geverhältnisse vorzulegen. Bei bau-
entwurfsgemäßer Ausführung beträgt 

bei Nennfahrgeschwindigkeit der 
größtzulässige Anhalteweg *** m. 

*) Die Bremskraft der beiden Bremsen 
an den Getriebemotoren des Ein-
fahrtsförderers muss einstellbar sein. 
Eine Kontrolle der Wirksamkeit der 
bremserzeugenden Kräfte durch 
Fahrversuche (einer jeden Bremse al-
lein und gemeinsam) muss möglich 
sein. Weiters muss eine leichte Kon-
trolle der Bauteile der bremskrafter-
zeugenden Teile der Bremse (Federn) 
möglich sein. Die Betriebsstellung der 
Bremse (offen, geschlossen) muss 
überwacht werden. Über die Einstel-
lung der Bremskraft mit den Ergebnis-
sen der Bremsversuche am Einfahrts-
förderer sind Protokolle vorzulegen. 

*) Die Bremskraft der an den Getriebe-
motoren des Einfahrtsförderers ange-
ordneten Bremsen ist so einzustellen, 
dass der abzubremsende Wagen vor 
dem Stationsförderer anhält.   

*) Der Nachweis der ausreichenden 
Auslegung der Passivbremsen (ein-
zeln oder gemeinsam wirkend) für den 
Einfahrtsförderer aufgrund des erfor-
derlichen Bremsmomentes ist zu er-
bringen. 

*) Der Ausfall eines der beiden Getrie-
bemotoren des Ein- und Ausfahrts-
förderers ist zu überwachen. Bei 
schaltungsmäßigem Anwählen eines 
Getriebemotors allein zum Antrieb des 
Ein- oder Ausfahrtsföderers muss die 
größtmögliche Fahrgeschwindigkeit 
der Seilbahn selbsttätig eingeschränkt 
werden (z.B. auf L1). 

*) Die Bremsen für den Einfahrtsförderer 
sind händisch lüftbar herzustellen. Die 
gelüftete Stellung der Bremse ist zu 
überwachen. Bei Fahren mit einer ge-
lüfteten Bremse ist die größte Fahrge-
schwindigkeit der Seilbahn so einzu-
schränken, dass bei Ansprechen der 
Geschwindigkeitsüberwachung des 
Einfahrtsförderers der Wagen auf den 
Stationsförderer mit einer zumutbaren 
Differenzgeschwindigkeit auffährt (et-
wa 0,5 m/s) oder die Anprall-
geschwindigkeit an einen im Stations-
förderer befindlichen Wagen 1,0 m/s 
nicht überschreitet. Über die Einstel-
lung der Bremskraft mit den Ergebnis-

sen der Bremsversuche am Einfahrts-
förderer sind Protokolle vorzulegen. 

*) In die Betriebsvorschrift ist über die 
regelmäßige Kontrolle der ausrei-
chenden Bremskraft der Passiv-
bremsen für den Einfahrtsförderer ei-
ne Bestimmung aufzunehmen. 

*) An der Seilbahn sind in den Stationen 
Bedienungsanleitungen aufzulegen, 
die die notwendigen Handlungen, 
Bestimmungen und Beachtungen bei 
Rückwärtsfahren der Seilbahn und bei 
Informationsverlust anführen. 

*) Bei den technischen Vorerhebungen 
sind Messgeräte bereitzustellen, mit 
deren Hilfe die wesentlichsten Daten 
des Einfahrts- und Ausfahrtsförderers 
(Geschwindigkeitsvorgabe in Abhän-
gigkeit vom Seilweg, Überwachung 
der Förderergeschwindigkeit, Impuls-
ablauf über den Förderer) kontrolliert 
und aufgezeichnet werden können.  

*) Das nicht selbsttätige Starten eines 
Wagens aus dem Startapparat 
(Handstart) darf erst dann möglich 
sein, wenn der Ausfahrtsförderer mit 
Stationsgeschwindigkeit betrieben 
wird und wenn ein solcher Wagenab-
stand erreicht ist, dass in der An-
kunftsstation bei Ansprechen der 
seilwegabhängigen Überwachung des 
Wagenstandes im Einfahrtsförderer 
oder bei Aktivierung der Gleich-
laufüberwachung zwischen dem För-
derseil und dem Einfahrtsförderer 
nach Durchfahrt des vorherfahrenden 
Wagens, der Folgewagen rechtzeitig 
vor dem Einfahrtsförderer anhalten 
kann. 

*) Das Rückwärtsfahren mit der Seil-
bahn hat mit einer so geringen Ge-
schwindigkeit zu erfolgen,dass bei An-
sprechen der Geschwindigkeitsüber-
wachung des Förderers der einfahren-
de Wagen auf den Stationsförderer 
mit einer max. Differenzgeschwin-
digkeit auffährt (etwa 0,5 m/s) oder 
die Anprallgeschwindigkeit an einen 
im Stationsförderer befindlichen Wa-
gen 1,0 m/s nicht überschreitet. 

*) Über die durchzuführenden Handlun-
gen beim Garagieren ist eine Bedie-
nungsanleitung in beiden Stationen 
bereitzuhalten. Diese hat auch auf 
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das Fahren mit dem Notantrieb einzu-
gehen und muss die Möglichkeit des 
Antriebsausfalls des Stations-, des 
Einfahrts- und des Ausfahrtsförderers 
in Betracht ziehen. 

 
 
 
 
 
 
7. Betrieb 
 
7.00 Kennzeichnung der Belastungen 
und der Betriebswerte 
Abspannelemente, Montageträger, War-
tungs- und Lastengehänge sind mit den 
zulässigen Belastungen zu bezeichnen. 
Sämtliche Manometer und sonstige Anzei-
geeinrichtungen sind mit den Be-
triebswerten zu kennzeichnen. 
 
7.01 Befestigungsmöglichkeit fürs 
Abspannen der Seile 
In den Stationen sind die zum Abspannen 
der Seile notwendigen Befestigungsmög-
lichkeiten zu schaffen. Diese müssen den 
bei der Instandhaltung auftretenden Kräf-
ten entsprechend ausgeführt sein. 
 
7.02 Warneinrichtung für Weichen in 
der Hauptfahrbahn 
Für jene Stellung der Weichen, welche die 
freie Durchfahrt auf der Hauptfahrbahn be-
hindert, ist eine optische Warneinrichtung 
vorzusehen. Um Missverständnisse zu 
vermeiden, sind Blinkleuchten so an-
zuordnen, dass sie nicht im unmittelbaren 
Sichtbereich der Fahrgäste liegen. 
 
7.03 Lage der Bruch- bzw. Sprungstäbe 
Bruchstäbe und Sprungstäbe zur Überwa-
chung einer geometrischen Lage sind so 
anzuordnen, dass maßliche Ab-
weichungen in Längsrichtung der Stäbe 
für die überwachte Kontur nicht be-
stimmend sind. 
 
7.04 Wagenumführung bei Stromausfall 
Ein Weitertransport der Fahrbetriebsmittel 
in den Stationen muss auch bei Strom-
ausfall möglich sein. 
 

7.05 * Abstellmöglichkeiten der ver-
kehrsuntauglichen FBM 
In der ***station sind Abstellmöglichkeiten 
für ein verkehrsuntauglich gewordenes 
Fahrbetriebsmittel zu schaffen und die not-
wendigen Hilfsmittel für das Außerverkehr-
bringen bereitzuhalten. 
 
7.06 Bremsweganzeige 
Zur Feststellung des tatsächlichen 
Bremsweges bei Einleitung einer mecha-
nischen Bremsung ist eine Anzeige im 
Führerraum vorzusehen (Meter- oder 
Impulsangabe). 
 
7.07 Lautsprechertexte 
Bei der Einsprechmöglichkeit der Laut-
sprecheranlage sind Texte für die erforder-
lichen Durchsagen bereitzuhalten. 
 
7.08 * Anleitung fürs Scheibenverset-
zen 
Hinsichtlich der Vorgangsweise beim 
Versetzen der ***scheibe ist in der ***sta-
tion eine Bedienungsanleitung aufzulegen. 
In der Anleitung ist zu berücksichtigen, 
dass ein Versetzen nur außerhalb des 
Fahrgastbetriebes und nur bei stillstehen-
der Seilbahn zulässig ist. 
 
7.09 Regelbremse - Erprobung und 
Instandhaltung 
Hinsichtlich der Erprobung und Instand-
haltung der verzögerungsabhängig gere-
gelten Betriebsbremse (Regelbremse) 
sind folgende Bestimmungen zu erfüllen: 
a) Zur Kontrolle der Schließkraft der 

Betriebsbremse ist eine Prüfmög-
lichkeit (z.B. Prüftaster) vorzusehen, 
die ein ungeregeltes Einfallen der 
Bremse beim Fahren mit dem  Haupt-
antrieb ermöglicht.  

b) In die Betriebsvorschrift ist eine Be-
stimmung aufzunehmen, dass bei den 
wiederkehrenden Erprobungen der 
Antriebsbremsen die Betriebsbremse 
sowohl mit als auch ohne Bremskraft-
regelung zum Einfall gebracht werden 
muss. 

c) In die Anleitungen für die Bedienung 
und Instandhaltung der Seilbahn sind 
Bestimmungen über die regelmäßige 
Kontrolle der Bremskraft jeder Einheit 
der Betriebsbremse aufzunehmen 

(z.B. Kontrolle der Lüftkraft beim Ab-
heben der Bremsbacken von den 
Bremsscheiben). 

 
7.10 Anleitung für Weiterbetrieb nach 
Ansprechen der Durchfahrsicherung 
Hinsichtlich der Vorgangsweise für den 
Weiterbetrieb der Seilbahn nach Anspre-
chen einer Überwachungseinrichtung für 
den Stationsdurchlauf der Fahrbetriebsmit-
tel sind in den Stationen Bedienungs-
anleitungen aufzulegen. 
7.11 Fahrbetriebsmittel bleiben auf dem 
Seil 
In die Betriebsvorschrift sind jene betrieb-
lichen Maßnahmen aufzunehmen, die 
durch das Verbleiben der Fahr-
betriebsmittel auf dem Förderseil außer-
halb des öffentlichen Verkehrs notwendig 
werden. Diese betreffen u.a. die tägliche 
Kontrolle der Kuppelvorgänge im Zuge der 
Probefahrt vor Aufnahme des öffentlichen 
Verkehrs sowie die Kontrolle der Einsatz-
bereitschaft der Fahrbetriebsmittel nach 
starkem Wind bzw. bei ungünstigen Witte-
rungsverhältnissen außerhalb des Be-
triebes. 
 
7.12 Sesselbahn, hydraulische Schließ-
einrichtung von Sesselverkleidung 
Die hydraulische Schließeinrichtung für 
den Witterungsschutz der Fahrbetriebs-
mittel muss bei Versagen der Hydraulik-
pumpe oder bei Verlust des Arbeits-
druckes im Betätigungszylinder selbsttätig 
in die Grundstellung geführt werden. 
 
7.13 Sesselbahn, Schließzeit der Ses-
selverkleidung 
Nach der Einsteigstelle muss die Schließ-
zeit des Witterungsschutzes bei selbst-
tätigem Schließen mindestens zwei Se-
kunden betragen. 
 
7.14 * Sesselbahn, Grobregulierung - 
kein Einsteigen 
In die Betriebsvorschrift ist eine Be-
stimmung aufzunehmen, dass bei einge-
schalteter Grobregulierung ein Zusteigen 
von Fahrgästen in der ***station unzuläs-
sig ist und zu diesem Zweck der dortige 
Zugang verschlossen und mit einem Hin-
weisschild auf das Zutrittsverbot versehen 
sein muss. 

 
7.15 Sesselbahn, Fußgänger mit Win-
tersportgeräten 
Von Fußgängern mitgeführte Wintersport-
geräte müssen durch zusätzliche Betriebs-
bedienstete auf- und abgeladen werden. 
Hiefür können auch die Springer einge-
setzt werden, sofern sie nicht bereits 
anderweitige betriebliche Aufgaben über-
nommen haben. Bei der Erstellung der 
Betriebsvorschrift ist hierauf Bedacht zu 
nehmen. 
 
7.16 Sesselbahn, Einstellung der Fe-
dern für die Abschlussbügel 
Die Federkraft an den Abschlussbügeln 
der Fahrbetriebsmittel ist so einzustellen, 
dass das Öffnen der Bügel einerseits 
selbsttätig erfolgen und andererseits zu 
keiner Verletzung von Fahrgästen durch 
Hochschnellen führen kann. 
 
7.17 Sesselbahn, Einrichtungen zur 
Feststellung der Besetzung eines Ses-
sels mit Witterungsschutzhaube 
Die Einrichtungen zur Feststellung der 
Besetzung eines Sessels mit Personen 
(Lichtschranken) sind so auszuführen, 
dass deren Ausfall zu einer selbsttätigen 
Stillsetzung der Seilbahn führt.  
 Anmerkung: Auflage nur erforder-
lich, wenn bei einer Betätigung der 
Witterungsschutzhaube durch die 
Schließschiene die Haubenvorderkante 
noch vor dem letzten halben Meter des 
Einstieges so weit abgesenkt wird, 
dass die Kopfhöhe eines Fahrgastes in 
aufrechter Position unterschritten wird 
 
7.18 Bedienungs- und Wartungsan-
leitung für den Spülbetrieb 
Für den Spülbetrieb der Bremshydraulik ist 
eine Bedienungs- und Wartungsanleitung 
zu erstellen und in der Antriebsstation 
aufzulegen. In dieser Anleitung müssen 
die im Bauentwurf enthaltenen Angaben 
über den Spülbetrieb (wie Lastzustand der 
Seilbahn, Bremsproben) berücksichtigt 
sein. 
 
7.20 EUB, Überwachung der Türverrie-
gelung 
Wenn die Überwachungseinrichtung für 
die verriegelte Stellung der Türen der 
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Fahrbetriebsmittel kraftschlüssige Verbin-
dungen aufweist, muss im Fall eines 
Versagens des Kraftschlusses die Einrich-
tung selbsttätig in die Auslösestellung 
gelangen. Wenn das Zusammenwirken 
der Überwachungseinrichtung mit den 
Türblättern formschlüssig erfolgt, ist die 
richtige Einbaulage der Überwachungs-
elemente zu kennzeichnen. 
 
7.30 * Durchfahrtssicherung: Vorgabe 
des Bremsweges 
Der Anhalteweg nach Ansprechen der 
Durchfahrsicherung darf max. ** m betra-
gen. 
 
7.31 * Durchfahrtssicherung: kleinere 
Verzögerung möglich 
Im Hinblick auf den großen Abstand der 
Fahrbetriebsmittel von *** m ist zweckmä-
ßigerweise eine Verzögerung kleiner als 
jene von *** m/s², die der Berechnung der 
Durchfahrsicherung zugrunde liegt, an-
zustreben. Der Nachweis der aus-
reichenden Sicherheitsabstände ist in 
diesem Fall für die ausgeführte Ver-
zögerung vorzulegen. 
 
7.32 * Abstandsüberwachung: Vorgabe 
des min. Wertes 
Die Abstandsüberwachung ist auf einen 
Wert von mind. ** m einzustellen. 
 
7.33 * Sicherheitsstrecke nach Einstieg: 
Vorgabe der Haltverzögerung 
Für das Anhalten des Fahrbetriebsmittels 
innerhalb der Sicherheitsstrecke ist eine 
Haltverzögerung von mind. *** m/s² einzu-
stellen. 
 
7.34 * Klemmkraftprüfung, Blende, 
Vorgabe des größten Bremsweges 
Bezogen auf die Länge der Sicher-
heitsstrecke nach der Stationsausfahrt ist 
nach Ansprechen einer Einrichtung zur 
Überwachung des Kuppelvorganges ein 
Anhalteweg der Seilbahn von max. ** m 
einzuhalten. 
 
7.35 * Sesselbahn, Maximalverzögerung 
Mit Rücksicht auf die gesicherte Aufnahme 
der Umfangskraft an der Antriebsscheibe 
ist für den Lastfall "voll ab - leer auf" eine 

Verzögerung von mehr als *** m/s² nicht 
zulässig. 
 
7.36 * EUB, Maximalverzögerung 
Mit Rücksicht auf die gesicherte Aufnahme 
der Umfangskraft an der Antriebsscheibe 
ist für den Lastfall "voll ab - 3/4 leer auf" 
eine Verzögerung von mehr als *** m/s² 
nicht zulässig. 
 
7.37 * Anfahrbeschleunigung, Grenz-
wert 
Die Anfahrbeschleunigung ist auf höch-
stens *** m/s² einzustellen. 
 
7.38 * Förderseilgeschwindigkeit beim 
Füllen bzw. Leeren der Seilbahn 
Im Lastfall "Füllen" bzw. "Leeren" ist eine 
Fahrgeschwindigkeit von höchstens 
*** m/s zulässig. 
 
7.39 * zul. Fahrgeschwindigkeit bei 
Leerseil 
Bei Fahrten mit Gruppen von Fahr-
betriebsmitteln bei sonst leerem Förderseil 
ist eine Fahrgeschwindigkeit von höch-
stens *** m/s zulässig. 
 
7.40 Abseilgerät - Gebrauchsanleitung 
nach ÖNORM EN 341 
Für das Abseilgerät ist eine Ge-
brauchsanleitung gemäß ÖNORM EN 341 
bereitzustellen und in die Anleitung für die 
Bedienung und Instandhaltung der Seil-
bahn aufzunehmen. Die Gebrauchs-
anleitung hat auf die anlagespezifischen 
Gegebenheiten einzugehen (z.B. Angabe 
der zulässigen Anzahl der Abseil-
vorgänge). 
 

7.41 Wartungsgehänge nur besetzt auf 
Strecke (wg. Freigängigkeit) 
In die Betriebsvorschrift ist eine Bestim-
mung aufzunehmen, dass das Wartungs-
gehänge nur mit Betriebsbediensteten 
besetzt auf die Strecke gelangen darf. 
 Anmerkung: bei eingeschränkter 
Freigängigkeit des Wartungsgehänges 
 
 
8. Bau und Vorerhebungen 
 
8.01 Längenschnitt - Siegel und Unter-
schrift 

Die Richtigkeit der Geländeaufnahme ist 
auf den Längenschnitten von einem dazu 
befugten Ziviltechniker mit Rundsiegel und 
Unterschrift zu bestätigen. 
 
8.02-a Probebetrieb bei Einmotorenbe-
trieb 
Bei der Erprobung der Antriebsbremsen 
durch die Herstellerfirma vor Aufnahme 
des Probebetriebes ist auf den geplanten 
Einmotorenbetrieb Bedacht zu nehmen. 
 
8.02-b Probebetrieb bei Gruppenfahrten 
Bei der Erprobung der Antriebsbremsen 
durch die Herstellerfirma vor Aufnahme 
des Probebetriebes ist auf die vorgesehe-
nen Fahrten mit einzelnen Fahr-
betriebsmitteln oder Gruppen von Fahr-
betriebsmitteln Bedacht zu nehmen. 
 
8.02-c Probebetrieb bei Einmotorenbe-
trieb und Gruppenfahrten 
Bei der Erprobung der Antriebsbremsen 
durch die Herstellerfirma vor Aufnahme 
des Probebetriebes ist auf den geplanten 
Einmotorenbetrieb und auf die vorge-
sehenen Fahrten mit einzelnen Fahr-
betriebsmitteln oder Gruppen von Fahr-
betriebsmitteln Bedacht zu nehmen. 
 
8.03 Erprobung der Spannhydraulik 
Über die Erprobung der Spannhydraulik 
vor Aufnahme des Probebetriebes ist ein 
Protokoll anzulegen, in welchem die ein-
gestellten Grenzwerte (± 8 %), die Anspr-
echwerte für die Einleitung des Regel-
vorganges und der Einstellwert des Druck-
begrenzungsventiles den rechnerisch 
vorausgesetzten Werten gegenüberge-
stellt werden. Das Protokoll ist zu Beginn 
der Vorerhebungen im Zuge der Be-
triebsbewilligung vorzulegen. 
 
8.04 Erprobung der Durchfahrtssiche-
rung 
Über die Erprobung der Durchfahr-
sicherung vor Aufnahme des Pro-
bebetriebes ist ein Protokoll anzulegen, in 
welchem die jeweilige Zonenlänge, die 
Durchfahrimpulsanzahl (bei unterschiedli-
chen Beladungszuständen und Geschwin-
digkeiten), die eingestellte Abschaltimpuls-
anzahl sowie der gemessene Sicher-
heitsabstand unter Berücksichtigung des 

kleinsten überwachten Abstandes der 
Fahrbetriebsmittel (mit Angabe der tat-
sächlichen Bremsverzögerung) den Wer-
ten aus dem Bauentwurf gegenüberge-
stellt werden. Das Protokoll ist zu Beginn 
der Vorerhebungen im Zuge der Be-
triebsbewilligung vorzulegen. 
 
8.05 Probebetrieb Durchführung (vmax, 
vollbeladen) 
Im Zuge des Probebetriebes sind Fahrten 
mit allen Antriebs- und Betriebsarten und 
mit Fahrgeschwindigkeiten bis zur ange-
strebten Nennfahrgeschwindigkeit zu 
führen; über einen Teil des Probebetriebes 
sind vollbeladene Fahrbetriebsmittel mit-
zuführen. 
 
8.06 * Erprobung der Federkraftprüf-
einrichtung 
Über die Erprobung der Federkraft-
prüfeinrichtung vor Aufnahme des Probe-
betriebes ist ein Protokoll anzulegen, in 
dem die eingestellten Abschaltwerte und 
die Anzeigewerte aller Klemmapparate  / 
(einschließlich des Prüfklemmapparates) / 
bei Fahrten im gesamten Geschwindig-
keitsbereich und mit unterschiedlicher 
Beladung der Fahrbetriebsmittel angeführt 
sind. Das Protokoll ist bei den technischen 
Vorerhebungen im Zuge des Betriebs-
bewilligungsverfahrens vorzulegen. 
 
8.07 Erprobung des Bahnverhaltens bei 
gleichzeitiger Wirkung aller Bremsen 
Es ist durch Versuche nachzuweisen, 
dass bei gleichzeitiger Wirkung aller 
Bremsen (Ausfall der Bremskraftsteuerung 
oder -regelung) auch in den ungünstigsten 
betrieblichen Lastverhältnissen keine 
Gefährdung von Personen erfolgt, das 
Förderseil nicht von den Stützen abgeho-
ben wird und die Fahrbetriebsmittel weder 
an den Stützen noch am Förderseil an-
schlagen. Über diese Versuche ist eine 
Niederschrift der Herstellerfirma zu Beginn 
der technischen Vorerhebungen im Zuge 
der Betriebsbewilligung  vorzulegen. 
 
8.10 Geotechnisches Gutachten 
Über die gewählten Stützen- und Stations-
standorte ist ein geotechnisches Gut-
achten eines dazu befugten Ziviltechnikers 
zu erstellen. Dieses hat Angaben der 
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boden- und felsmechanischen Kennwerte 
zu beinhalten und auf die Belastbarkeit 
des Untergrundes und dessen technische 
Eigenschaften (Festigkeits- und Form-
änderungsverhalten), auf die Gefährdun-
gen (Hangrutschungen, Gleitungen, Ge-
steinsbrüche usw.) und auf eventuell 
erforderliche Sicherungsmaßnahmen 
(Hangsicherungen, Verankerungen, Verfe-
stigungen, Entwässerungen usw.) und 
Kontrollmaßnahmen einzugehen. Das 
geotechnische Gutachten ist so zeitge-
recht zu erstellen, dass bei der Baudurch-
führung der Gründungen die Ergebnisse 
aus dem Gutachten bereits berücksichtigt 
werden können. 
 
8.11 Überwachung der Bauarbeiten 
Die Bauarbeiten, einschließlich der Grün-
dungsmaßnahmen, müssen hinsichtlich 
deren plangemäßer und fachgerechter 
Ausführung in dem zur Gewährleistung 
der Standsicherheit, der Tragsicherheit 
und gegebenenfalls der Gebrauchstaug-
lichkeit erforderlichen Umfang von einem 
dazu befugten Ziviltechniker überwacht 
werden; eine diesbezügliche Erklärung ist 
vorzulegen. Diese Erklärung soll auf das 
geforderte geotechnische Gutachten 
Bezug nehmen und Aussagen beinhalten, 
ob, aufgrund der angetroffenen Boden-
verhältnisse, ein Sicherheitsnachweis ge-
genüber einem Gelände- bzw. Böschungs-
bruch erforderlich ist. Bei Verwendung von 
Verpressankern ist eine Beurteilung des 
Baugrundes und der Verankerungs-
maßnahmen durch einen hiezu befugten 
Ziviltechniker oder durch ein sachver-
ständiges Institut vornehmen zu lassen; 
ein diesbezügliches Gutachten ist vorzu-
legen. Dieses Gutachten muss auch Aus-
sagen über Art und Umfang der Abnahme-
prüfung sowie über Notwendigkeit, Art, 
Zeitpunkt, Häufigkeit und Umfang von 
Nachprüfungen enthalten. 
 
8.20 Messmarken für spätere Lagekon-
trolle und Erstvermessung 
Zur Feststellung von Lageveränderungen 
in Längs- und Querrichtung von Stützen 
und freistehenden Seilumlenkungen in 
Stationen sowie von Setzbewegungen der 
Fundamente sind Messmarken, an Stüt-
zen im Bereich des Stützenkopfes und in 

Stationen an geeigneten Stellen, an-
zubringen und vermessungstechnisch von 
einem dazu befugten Ziviltechniker zu er-
fassen. Eine Kopie des Vermes-
sungsprotokolles ist vorzulegen. 
 
 
 
8.21 * Kontrollvermessung - Längen-
schnittsangaben 
Zur Kontrolle der Längenschnittsangaben 
ist nach Fertigstellung eine Kontrollver-
messung der Lage in Längs- und Quer-
richtung sowie der Höhe der Seil-
unterstützungspunkte von einem dazu 
befugten Ziviltechniker durchzuführen; 
eine Gegenüberstellung der Mess-
ergebnisse mit den Längenschnittsan-
gaben ist vorzulegen. *Diese Gegenüber-
stellung muss auch den geometrischen 
Zusammenhang zwischen den ideellen 
Längenschnittsangaben und den Mess-
werten dokumentieren und von einem 
dazu befugten Ziviltechniker geprüft sein. 
 Anmerkung: Ergänzung, wenn 
Längenschnittsberechnung keine Soll-
werte für die Messpunkte enthält. 
 
8.30 Bedienungs- und Instandhaltungs-
anleitung 
Für die Bedienung und für die Instandhal-
tung der Seilbahn sind Anleitungen bereit-
zuhalten. 
 
8.40 * Auflagen von nachträglichen 
Bauverhandlungsunterlage 
Die unter Punkt **, ** und ** geforderten 
Austausch- bzw. Ergänzungsunterlagen 
zum Bauentwurf sind dreifach, vergebührt 
und gefertigt vorzulegen. Weitere Aufla-
gen, die sich aus der Beurteilung ergeben 
könnten, bleiben vorbehalten. 
 
8.50 * Bauleiter, Ziviltechniker, bei 
Baugenehmigung bekannt 
Als Bauleiter für das gesamte Bau-
vorhaben wurde vom Seilbahnunter-
nehmen ** namhaft gemacht. Als mit der 
Bauüberwachung beauftragter Ziviltechni-
ker wurde vom Seilbahnunternehmen ** 
namhaft gemacht. 
 
8.51 * Bauleiter, Ziviltechniker, bei 
Baugenehmigung nicht bekannt 

Vor Baubeginn sind * ist * der Bauleiter * 
und * der mit der Bauüberwachung beauf-
tragte Ziviltechniker * namhaft zu machen. 
 
 
 
8.80 * 100-stündiger Probebetrieb 
Mit der Seilbahn ist ein mindestens 100-
stündiger Probebetrieb zu führen. Voraus-
setzung für die Aufnahme des Probebe-
triebes ist die Fertigstellung der seilbahn- 
und elektrotechnischen Einrichtungen. Zu 
Beginn des Probebetriebes ist gemeinsam 
mit den Herstellerfirmen in einer Bestands-
aufnahme festzuhalten, dass die wesentli-
chen Einstellarbeiten an den mechani-
schen und elektrischen Anlageteilen der 
Seilbahn abgeschlossen sind. Darin müs-
sen vor allem auch die Bremsprotokolle 
und Bremsdiagramme *sowie Einfahrts-
diagramme* enthalten sein. Diese Be-
standsaufnahme stellt eine Voraussetzung 
für die Aufnahme des Probebetriebes dar 
und ist von den Vertretern der Herstellerfir-
men der seilbahn- und elektrotechnischen 
Einrichtungen zu unterfertigen. Der Probe-
betrieb ist unter Anleitung und Beiziehung 
der Vertreter der Herstellerfirmen von den 
Bediensteten durchzuführen. Der Maschi-
nist hat über den Probebetrieb Aufzeich-
nungen zu führen, in denen neben der ge-
wählten Fahrgeschwindigkeit und Be-
lastung auch sämtliche Störungen, deren 
Ursache und Behebung mit Angabe von 
Datum und Stand am Betriebsstunden-
zähler anzuführen sind. Im Zuge des 
Probebetriebes sind auch ausreichende 
Fahrten mit beladenen Fahrzeugen durch-
zuführen. 
 
8.81 Anwesenheit bei Vorerhebungen 
zur Betriebsbewilligung 
Bei der Überprüfung der Seilbahn im Zuge 
des Betriebsbewilligungsverfahrens müs-
sen der Bauleiter, der Betriebsleiter und 
das übrige Betriebspersonal anwesend 
sein. Die Bediensteten müssen geeignet 
und mit den technischen Einrichtungen 
entsprechend ihrer Dienstverwendung 
ausreichend vertraut sein. Ferner muss 
ein schreibendes Messgerät bereitgestellt 
werden, mit dem bei den Bremsproben der 
Geschwindigkeitsverlauf und der An-
kerstrom aufgezeichnet werden können. 

 
8.82 Bergeübung 
Noch vor der beabsichtigten Inbetrieb-
nahme der Seilbahn sind Berge- und Ret-
tungsübungen auch unter Beiziehung von 
Bergrettung, Feuerwehr, Gendarmerie etc. 
durchzuführen. Hierüber ist ein schriftli-
cher Bericht vorzulegen. 
 
8.83 Bekanntgabe des Bauentwurfes 
Der Bauentwurf und die vorstehenden 
Auflagen sind den ausführenden Firmen, 
soweit dies für ihre Lieferungen und Lei-
stungen von Belang ist, zur Kenntnis zu 
bringen. 
 


